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Die Deutsche Akademie der Wissenschafien 
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Gelehrtengesellschaft und Großorganisation 
außeruniversitärer Forschung 1946-1 972' 

Die Akademie - die nach Kriegsende noch Preußische Akademie der Wicsenschajen hieß, 
sich dann im Dezember I945 den Namen Akademie der WissenschafZe zu Berlin gab und 
schließlich im Juli 1946 in DeutscheAkademieder Wissenschaften zu Berlin umbenannt wur- 
de-veränderte sich in dem hier betrachteten Zeitraum von weniger als einem Vierteljahr- 
hundert grundlegend. Fünf neue Satzungen wurden verabschiedet, immerhin genauso 
viele wie in den 200 Jahren zuvor. 

Die Periode ist gekennzeichnet durch eine generelleVerwissenschaftlichung- die schon 
früher eingesetzt hatte - mit gravierendem Einfluß auf alle gesellschaftlichen Lebens- und 
Handlungsbereiche. Als Konsequenz aus dieser Entwicklung Iäßt sich umgekehrt eine 
gleichzeitige Vergesellschaftung der Wissenschaft konstatieren. Wissenschaft ist also kein 
Wirken im Elfenbeinturm (was sie wohl auch niewar). Vom Staat finanzierte Wissenschaft 
ist eine gesellschaftlicheVeranstaltung wie beispielsweise Politik oder Kultur. Ständig müs- 
sen die Rahmenbedingungen neu ausgehandelt werden - und das möglichst langfristig. 
Dafür sind für die Wissenschaft die wissenschaftsfördernden Institutionen und fur die Ge- 
sellschaft insgesamt die Politiker zuständig. Daß dies kein einseitiger Prozefl ist, verdeutli- 
chen die zur Disposition srehenden Ressourcen - sie sind nach Mitchell Ash „nicht nur fi- 
nanzieller Art; sie können kognitiv-konzeptioneller, apparativ-institutioneller oder auch 

' Ursprünglich sollte sich dieser Beitrag mit der Geschichte der Akademie bis zum Beginn der 
Akademiereform 1968 beschakigen. Die Reform selbst und die Zeit bis 1990 wollte Conrad Grau behan- 
deln. In seinem Redebeitrag auf dem Kolloquium hatte er angekündigt: „Die Behandlung der inneren Ent- 
wicklung beider Struktureinheiten, also der Gemeinschaft der Akademiemitglieder und des Forschungs- 
verbundes, nach 1968 muß ich mir für die Langfassung meines Betrages vorbehalten." Sein Tod im Mai 
2000 ließ es dazu nicht kommen. Für meinen Beitrag hatte dies mindestens zwei Konsequenzen: Erstens 
wird derAufsatz nun ein längeren Zeitraum behandeln, da zumindest die Akademiereform nicht ausgespart 
bleiben konnte. Zwritcnsmußten jene Punkte gründlicher ausgeführt und belegt werden, in denen der Dis- 
sens zu Graus Redebeitrag unübersehbar ist. Das betri&vor allem seineThese, daß erst nach den Entschei- 
dungen seit 1968 - und nichr bereits systematisch seit 1946 - eine Akademie entstanden war, die als 
Gesamtinstitution nicht mehr mit anderen deutschen Akademien kompatibel war. Vgl. den Beitrag von 
Conrad Grau in diesem Band. 
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rhetorischer Art sein". Deshalb können Wissenschaftler genausogut Ressourcen aus der 
politischen Sphäre für ihre Zwecke mobilisieren, wie Politiker die Wissenschaftler und de- 
ren Ressourcen für ihre Zwecke zu benutzen versuchen.' Politische Einflüsse und die gesell- 
schaftlichen G r ~ n d s t i m m u n ~ e n  sind für die Wissenschaftsentwicklung nicht unerheblich. 
Für den Untersuchungszeitraum seien hier nur die Stichworte Politisierungund Ökonorni- 
sienrngder Wissenschaft sowie eine fast grenzenloseTechnikeuphorie genannt. 

Von diesen Voraussetzungen ausgehend soll der Frage nachgegangen werden, welche 
Rolle die Akademie und vor allem ihr Kernstück, die Gelehrtengesellschaft, in diesem 
Prozeß spielte. Es ist zu fragen, welche Funktionen erfüllte sie ursprünglich, welche gewann 
sie hinzu, welche gab sie ab und welche wurden ihr genommen. Zu erläutern sind dabei 
sowohl die Ursachen und Hintergründe für die Veränderungen als auch der Anteil der je- 
weiligen Akteure. 

Die Gelehrtengesellschaft blieb zwar klein und elitär,' aber sie wandelte sich in ihrer 
Zusammensetzung: Die Parität zwischen Geisteswissenschaften und Naturwissenschaften 
bei den Mitgliedern wurde aufgegeben. Angewandte W~ssenschaften wie Technik, Medi- 
zin, Landwirtschaft etc., die bisher wenig erfolgreich an die Pforte der Akademie geklopft 
hatten, erhielten seit 1949 verstärkt Einlaß. Zunächst langsam, Endeder 196Oer Jahreaber 
signifikant, gewannen Wissenschaftler Einflug, deren Biographien vorrangig vom Leben 
in der D D R  geprägt waren. 

Gleichzeitig stieg die Akademie vom Khinbetrieb wissenschaftlicher Produktion zu ei- 
ner Grojierganisation der Forschung auf. Wirkten 1946 lediglich 9 1 Wissenschaftler an der 
Akademie, so waren es1972 bereits 3.787. Berücksichtigt man alle Mitarbeiter, so stieg die 
Zahl von 131 auf 13.568, also um mehr als das H~nder t fache .~  

Ebenso radikal waren die Veränderungen in Gesellschaft und Politik, mit denen die 
Akademie konfrontiert war. Nach 1945 hing das Überleben der Akademie zunächst vom 
Wohlwollen aller vier Besatzungsmächte ab. Als diese ihren Etat aufNull setzten, bemühte 
sie sich um einen Platz unter den Fittichen der sowjetischen Besatzungsmacht. Sie erhielt 
dort eine privilegierte, aber auch exponierte Stellung. Immerhin sollte sie ,,in das höchste 
wissenschaftliche Zentrum Deutschlands" ~rngestaltetwerden.~ Der 1949 gegründeten DDR 
paßte eine Deutsche Akademie der Wissenschaften als gesamtdeutsche Klammer hervorra- 
gend in das von ihr propagierte deutschlandpolitische Konzept, das den Einheitsgedanken 
zumindest rhetorisch bemühte. Zwei Jahrzehnte später hatte sich die Situation grundle- 

'Vgl. Ash, .Kurt Gottschaldt", S. 337f. 
'Stellenzahl h r  OrdentlicheMitglieder ohne Emeriti: 7GStellen für @M 1945,120 ab 1949 und 90 ab 

1963. 
Angaben für 1946 aus: Deutsche Akademiedrr Wissenrrhafien 194G-1956, S. 58; für 1972 aus: jahrer- 

brricht 1787derAdWderDDR.Teil 2: Statistischer Jahresbericht, S. 3. 
' Verordnung über die Erhaltung und Entwicklung der deutschen Wissenschaft und Kultur, weitere 

Verbesserung der Lage der Intelligenz und Steigerung ihrer Rolle in der Produktion und im öffentlichen 
Leben. Vorlage zur Vollsitzung der Deutschen Wirtschaftskommission für die sowjetische Besatzungszone 
am 30.13 1. März 1949. 
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gend geändert. Die Akademie galt Ende der sechziger Jahre als fester Bestandteil eines 
eigenständigen sozialistischen Staates deutscher Nation, als der sich die D D R  nun sah. 

DieAkademie war aber nicht nur in der ostdeutschen Gesellschaftverankert und für die 
dortigen Politiker interessant. AlsgesamtdeutscheInstitution mit einer langenTradition ge- 
riet die Akademie in den fünfiiger und sechziger Jahren in die Auseinandersetzungen des 
Kalten Krieges. Nicht selten war sie Spielball der Politiker diesseits und jenseits des Eiser- 
nen Vorhangs. 195 1 lebte etwa die Hälfte aller Ordentlichen Mitglieder in Westdeutsch- 
land und in West-Berlin, 1968 noch immerhin etwa 15 Prozent. Danach wurden sie durch 
eine Satzungsänderung völlig ausgegrenzt. Zeitweise gehörten nahezu alle Präsidenten der 
bundesdeutschen Wissenschaftsakademien und der Max-Planck-Gesellrchaft (MPG) zu- 
gleich auch als stimmberechtigte Ordentliche Mitglieder der Berliner Akademie an. In den 
Führungsgremien von Forschungsinstituten der Akademie konnte man Wissenschaftler 
aus Heidelberg oder München finden. Die deutschen Wissenschaftsakadernien aus Ost 
und West unterhielten zudem nach wie vor gemeinsame Forschungsunternehrnungen. 

1. Die gesamtdeutsche Nationalakademie 1 9 4 6 1  950 

Das Bestreben zur Neuorientierung der Akademie nach Kriegsende kam aus der Gelehr- 
tengesellschaft, die ohne Unterbrechung weiterarbeitete, aber zugleich um ihre Wieder- 
zulassung kämpfen mußte. Dabei griffen ihre Vertreter auf bereits vorhandene Vorstellun- 
gen zurück. Sowohl der nationale Führungsanspruch der Berliner Akademie als auch die 
Notwendigkeit der Erweiterung ihres Forschungspotentials waren vor 1945 mehrfach the- 
matisiert worden: Adolf von Harnack hatte bereits 19 12 ein Verschmelzen von Kaiser- 
Wilhelm-Gesellscha$ (KWG) und Preußischer Akademie der Wissenschafien (PAW) unter 
Führungder Akademie als Ziel postuliert. In einer Denkschriftvon 1929 erhob die Akade- 
mie Anspruch auf die Kompetenzen der Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaf2; ein 
Jahr später forderte sie die Gründung eigener Akademieinstitute. 1940 unterstützte die 
Akademie ebenso wie die anderen deutschen Wissenschaftsakadernien das Projekt einer 
Reichsakademiederdeutschen Wissenschafi- zumindest solange, wie damit die Bildung einer 
KWG der Geisteswisserzschaften möglich erschien.' 

Im Chaos der Nachkriegszeit bot sich die Chance, eine Neuorientierung durchzusetzen. 
Neben der Notwendigkeit zur Übernahme von Verantwortung ergab sich plötzlich für ei- 
nige in Berlin gebliebene aktive Mitglieder der Gelehrtengesellschaft die Möglichkeit, von 
ihnen nicht gewollte Entwicklungen in der deutschen Wissenschaftsorganisation der letz- 
ten Jahrzehnte zu revidieren und die Stellung der Akademie aufiuwerten, insbesondere 
bisher andernorts verwaltete Kompetenzen an sich zu ziehen.' 

Wgl .  Nöao ld t ,  „Strategien". 
'Hans Kienle, .Festrede anläßlich der E r~ f fnun~s fe i e r  der Akademie am 1. August 1946", in: Dcutshr 

Akademicder Wissrnschujcn 194G19.56, S. 25-29. 
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Möglich war dies, weil die gewaltige personelle und institutionelle wissenschaftliche 
Verlagerung aus Berlin vor Kriegsende zu einem Bruch im gewachsenen Disziplinen- und 
Institutionengefüge geführt hatte. Am Ende des Zweiten Weltkrieges war Berlins wissen- 
schaftliche Infrastruktur weitgehend zerstört. Etwa 75 Prozent der Akademiemitglieder, 
darunter nahezu alle Naturwissenschaftler, zu denen immerhin sechs Nobelpreisträger ge- 
hörten, hatten die Stadt verlassen.' 

Die in Berlin anwesenden Mitglieder der Gelehrtengesellschaft erkannten sehr schnell, 
dafl das Überleben und eine Funktionserweiterung ihrer Institution am ehesten mit Hilfe 
der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD) gesichert werden konnte. 
Bei ihr suchten und fanden sie Unterstützung- nicht selten gegen Interessen der deutschen 
Administration. Dies war zunächst der Berliner Magistrat und ab 1946 die fur die Sowjeti- 
sche Besatzungszone und Ost-Berlin zuständige Deutsche Zentraluerwaltungjiir Volksbil- 
d u n g ( D Z W )  unter ihrem Präsidenten Paul Wandel, einem aus dem sowjetischen Exil zu- 
rückgekehrten KPD-Funktionär. 

Die Neukonstituierung der alten Akademie als DeutscheAkademiedPr Wissenschafien zu 
Berlin im Sommer 1946 ist hierfür ein Beispiel. Die Wissenschaftsabteilungder DZW, in 
der Naturwissenschaftler dominierten, favorisierte eine Wiederbelebung des bekannten 
Wissenschaftssystems. Vor allem die Restbestände der Giser- Wilhelm-Institute (M) soll- 
ten aktiviert und unter Kontrolle gebracht werden. Die Aufgaben der 1920 gegründeten 
Notgemeinschafi, seit 1929 Deutschen Forschungsgemeimchaft (DFG), konnte die Admini- 
stration - unterstützt von einer Art Forschungsrat- selbst übernehmen.9 

Das hätte eine erneute Marginalisierung der Akademie bedeutet, was aber keineswegs 
im Interesse der in Berlin anwesenden Akademiemitglieder lag. Nachdem sie sich von eini- 
gen durch ihre nationalsozialistische Vergangenheit belasteten Mitgliedern getrennt und 
das Wort Preußischeaus ihrem Namen gestrichen hatte, beantragte sie im Dezember 1945 
auf Rat eines Abgesandten der sowjetischen Akademie der Wissenschaftenio die direkte 
Unterstellung unter die SMAD. Damit machte sich die Gelehrtengesellschaft selbst zum 
Verhandlungspartner der sowjetischen Besatzungsmacht. Zwar kam es aus rechtlichen 
Gründen nicht zu dieser Unterstellung, aber die Akademie, insbesondere deren Präsident - 
von 1945 bis 195 1 war dies der Altphilologe Johannes Stroux - hatte seither direkten Zu- 

' Der PAW gehörten im Sommer 1945 noch 69 Ordentliche Mitgliederan. Sie wirkten in zwei entspre- 
chend den Statuten etwagleichstarken Klassen. Die Mathematisch-naturwissenschaftliche Klassezählte 36 
und die Philosophisch-historische Klasse 33 Mitglieder. Hauptwirkungsstätten waren für fast alle die 
Friedrich-Wilhelms-Universität zu Berlin und die Berliner Kaiser-Wilhelm-Institute gewesen. In den Mo- 
naten nach der Kapitulation bis Ende 1945 beteiligten sich durchschnittlich elf Mitglieder an den 
immerhin 19 Sitzungen des Akademieplenums, wobei 73 Prozent aller Stimmen auf die Philosophisch- 
historische Klasse entfielen. 

' Dieses Modell war 1936137 eingeführt worden, als das REM de facto die Geschäfte der DFG über- 
nahm und dann für den naturwissenschaftlich-technischen Bereich den Reich~forsrhun~srat kreierte. Vgl. 
FischerlHohifeldlNötzoldt, ,Berliner Akademie", S. 553ff., sowie ausführlich Hammerstein, Datsche 
Forschrrngsgemcinscha, S. 193ff. 

''VgI. den Beitrag von Natalja P. Timofeeva in diesem Band. 
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gang zu den wichtigsten Repräsentanten der SMAD." Bei einer solchen Konstellation 
nutzte es den Naturwissenschaftlern in der D Z W  auch wenig, daß sie Anfang 1946 den 
Plan einer Obernahme der KWG aufgaben und sich mit der nach Göttingen verlagerten 
KWG-Führung zu arrangieren suchten." Die sowjetische Seite setzte konsequent auf die 
Berliner Akademie als alleiniges Wissenschaftlerforum mit wissenschaftlicher Kompetenz. 
Sie sah ohnehin aus ihrer wissenschaftsorganisatorischen Perspektive in einer Akademie das 
natürliche Zentrum des wissenschaftlichen Lebens und überdies eine Institution, die 
Gelehrtengesellschaft und Forschungsinstitute verband. Wenige Tage nach der Arntsein- 
Führung Otto Hahns am 1. April 1946 als Präsident der KWG in Göttingen wurde der 
Ausbau der Berliner Akademie beschlossen. 

Die als DeutschrAkademie der Wissenschafim zu Berlin wiedereröffnete Akademie ent- 
sprach also den Wünschen der in Berlin verbliebenen Mitglieder der Gelehrtengesellschaft 
und den sowjetischen Vorstellungen von einer Akademie der W~ssenschaften zugleich. 

Sie war als deutsche Nationalakademie mit eigenen Forschungsinstituten konzipiert. 
Die herausgehobene Stellung ihrer Akademie unter den deutschen Wissenschaftsaka- 
demien gehörte ohnehin seit Jahrzehnten zum Selbstverständnis der Gelehrtengesellschaft. 
Sie konnte nun geradezu als „Verpflichtung" gesehen werden, „die der Akademie daraus 
erwächst, daß sie das verwaiste Erbe aus dem Zusammenbruch all der Einrichtungen an- 
tritt, die einst in Berlin ihren Sitz hatten, unddaß sie darüber hinaus Mar die große Chance 
erkannt hat, die ihr gerade in diesem Zeitpunkt durch die Besinnung auf ihre historische 
Aufgabe gegeben wird".I3 

Die Frage nach eigenen Institutionen war komplizierter und verweist auf das Grund- 
dilemma der gewählten Akademiekonstruktion. Alle Konzepte seit Ende des 19. Jahrhun- 
derts hatten vorgesehen, einer durch Wahlverfahren konstituierten und ergänzten Gelehr- 
tengesellschafi Forschungsinstitute zu ihrer Disposition beizugeben. So wollte es die 
Akademie, und so verfuhr sie auch in den ersten Nachkriegsjahren. Disziplinen, deren Ver- 
treter nicht in Berlin anwesend waren, etwa die exakten Naturwissenschaften bzw. solche, 
die bisher ausgegrenzt worden waren, wie die angewandte Forschung, fanden so zunächst 
keine wirkliche Heimstätte in der Akademie. Bestenfalls wurden solche Institute angeglie- 
dert. 

Dieses Problem erkannten die Akademiker und die Politiker sehr bald: Wollte die Aka- 
demie wirklich den nationalen Vertretungsanspruch als „höchste wissenschaftliche Ein- 
r i ~ h t u n g " ' ~  f i r  sich behaupten, so würde sich die Gelehrtengesellschaft weitaus mehr ver- 
ändern müssen, als ursprünglich angenommen. Vor allen Dingen mußte sie sich erweitern 
und öffnen - eine Anregung, die 19 12 von Adolf von Harnack formuliert, aber nie umge- 

" Vgl. Nöaoldt, Stcinim urzddit Akadnnic, S .  27ff., sowie Pjorr I. Nikitin, Zwischen Dogma undgesun- 
dem Menrchenuerstand, S .  33 und 125ff. 

I2Vgl. Nöaoldt, „Wissenschaft in Berlin". S. 27ff. 
'' Hans Kienle, Festrede anläßlich der Er~ffnun~sfeier der Akademie am 1. August 1946, in: Det~tscbc 

~ 
Akn&mie &r Wissrnschaftn 194GI956 S .  27. 

l 4  Ebd. 
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setzt worden war: „Die Akademie, will sie in lebendiger Fühlung mit der neuen Stellungder 
Wissenschaft bleiben und die Führerrolle behaupten, muss sich erweitern. [.. .] Sie muß 
auch die angewandten Wissenschaften kommandieren" und schlieillich einen Weg finden, 
„Nicht-Gelehrten [. . .] Einflug zu gestatten".I5 Ais die Akademieführung 1948 in diesem 
Zusammenhangvon den Politikern zu einer Entscheidung gedrängt wurde, überwogen die 
Stimmen Für eine Öffnung der Gelehrtenge~ellschafi.~~ Erneut wurden die Bedingungen 
mit der SMAD ausgehandelt. Das Ergebnis ist in der Kulturverordnung von 1949 festge- 
halten. Die Politiker versprachen alle materiellen Voraussetzungen, um die Akademie „in 
das höchste wissenschaftliche Zentrum Deutschlands um[zu]gestalten". Dazu gehörten 
privilegierte Arbeits- und Lebensbedingungen, um wichrige Wissenschaftler entweder im 
Osten zu halten oder aus dem Westen zur Mitarbeit zu gewinnen." Die Akademie akzep- 
tierte eine Erhöhung der Mitgliederstellen von 76 auf 120 und den Verzicht auf die bisher 
übliche Parität zwischen den Natur- und den Geisteswissenschaften. Die zwei alten Klassen - 
Mathematisch-natunvissenschaftliche und Philosopisch-historische Klasse - wurden durch 
sechs neue Klassen ersetzt: 

Klasse für Mathematik und allgemeine Naturwissenschaften 
Klasse für medizinische Wissenschafien 
Klasse für landwirtschaftliche Wissenschaften 
Klasse für technische Wissenschaften 
Klasse für Sprachen, Literatur und Kunst 
Klasse für Gesellschaftswissenschaften. 
Zum Prüfstein für die Akzeptanz der Umgestaltung der Institution mit nationalem An- 

spruch sollte das 25OjährigeAkademiejubiläum 1950 gemacht werden. Zu  einer Akademie 
mit Mitgliedern in nahezu allen Regionen Deutschlands war sie allerdings nur durch die 
kriegsbedingte Verlagerung der Wohn- und Arbeitsstätten vieler Gelehrter seit 1943 ge- 
worden. Die Besatzungsverhältnisse in Deutschland und insbesondere in der Hauptstadt 
hatten daran auch nach 1945 wenig geändert.18 Doch bot die Akademie nun bereits beacht- 
liche Forschungsmöglichkeiten in 20 Instituten, sieben Forschungs- bnv. Arbeitsstellen 
sowie in 16 Unternehmungen und Kommissionen. Die Akademiebibliothek wurde groi3- 

l 5  Adolfvon Harnack an Hermann Dielsvom 28. Oktober 19 12 („vertraulich und sekret"), abgedruckt 
in: Kocka, Königlich PreujsfrchrAk~drmir, S. 460-463. 

I6AAW, Protokolle der Sitzungen des Präsidiums 1946-1950, P 211, BI. 35-38: Aktennotiz über die 
Aussprache des Präsidiums der Akademie mit dem Präsidenten der Deutschen Verwaltung für Volksbil- 
dung am 12. März 1948. 

"Vgl. dazu: Verordnung über die Erhalrung und Enrwicklungderdeutschen W~ssenschaft und Kultur, 
weitere Verbesserung der Lage der Intelligenz und Steigerung ihrer Rolle in der Produktion und im öffent- 
lichen Leben. Vorlage zur Vollsitzung der Deutschen Wirtschaftskornmission für die sowjetische Besar- 
zungszone am 30.13 1. Män. 1949. 

I R  Zwischen 1945 und 1950 kehrten acht O M  nach Berlin zurück und elfverließen die Stadt in Rich- 
tung Westdeutschland. Von den zwischen 1946 und 1949 zugewihlten 53 OM wohnten und arbeiteten 
nurdrei in den Westzonen- das entsprichr7,5 Prozent. Vgl. Nöaoldt, Steinitz unddieAkademie, S. 41,47 
und 57. 
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250-Jahrfeier der Akademie. Juli 1950 
Redner EilhardAlfcdMitscberlirh: sitzendu. I. n. r.: N N ,  JoscfNaizs, johannes Strouw 

zügig gefördert; ein neugegründeter Akademiwerlag und die Redaktionen zweier angesehe- 
ner Zeitschriften, die Deutsche Literuturzeitung und Forschungen und Fortschrirte, boten 
gute Publikationsmöglichkeiten. Ende 1949 beschäftigte die Akademie 621 Mitarbeiter, 
darunter 31 1 Wissenschaftler. Für das Jahr 1950 standen 12.357.000 Mark an Haushalts- 
mirteln zur Verfügung, was gegenüber 1946 einer Steigerung auf das knapp 14fache ent- 
sprach. In den ersten fünf Jahren nach ihrer Wiedereröffnung konnte die Akademie zusätz- 
lich 14.299.000 Mark für Investitionen ausgeben.I9 

Dieses neue Leist~ngs~rofi l  der Akademie sollte anläßlich des Akademieiubiläums de- 
monstriert werden. Für nicht wenige Mitglieder war es allerdings durch eine zu große Poli- 
tisierung der Akademie erkauft worden. Wohin dies führen konnte, hatten unter anderem 
die von der SED durchgesetzten Repressionen an der Berliner Universität gezeigt, die ganz 
wesentlich zur Spaltung der Universität und zur Gründung der Freien Universität beirru- 
gen.20 Wie weit das Anbiedern an die neuen Herrscher auch an der Akademie bereits ging, 
schien ein lobpreisendesTelegramm an Stalin zu dessen 70. Geburtstag zu beweisen, das 
Akademiepräsident Stroux ohne Absprache mit dem Präsidium und dem Plenum der Aka- 

"Vgl. hierzu Hans Winbrodt, „Wichtige Daten zur Entwicklung der Deutschen Akademie der Wis- 
senschaften zu Berlin in den Jahren 1946-1956", in: Dnrtscbr Akademie der Wissenschafrn 1 9 4 G 1 9 5 6 ,  
S .  55-65. 

"Vgl. hierzu Tent, Frrie Uniucrsität. 
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Vortrag uon Hermann Grapow im Berliner GlühLrnpen- Werk an1aßIich de~ 
250jährigen Akademicjubiliiums,/uli 1950 

demie abgeschickt hatte.*' Die Gelehrtengesellschafi war gespalten und ihr Präsident in der 
Kritik. Stroux bot im März 1950 seinen Rücktritt an, verblieb aber auf Wunsch der Sekre- 
tare „wegen des Akademieiubiläums" und der dann ohnehin ablaufenden Wahlperiode im 
Amt.zz Vier Akademiemitglieder traten unmittelbar vor dem Jubiläum demonstrativ aus 
der Akademie aus, „damit niemand glaube [sie] billigten Vorkommnisse und Entwickiun- 
gen, die einem freien Geist nicht anstehen"23 würden. Nur drei der 31 im Westen lebenden 
Ordentlichen Mitglieder kamen zu den Feierlichkeiten nach Berlin. 

Die eingeladenen westdeutschen Institutionen - die Schwesterakademien, die Univer- 
sitäten und die Max-Planck-Gesellschaft boykottierten das Akademiejubiläum sogar voll- 
ständig, weil sie nicht „zu Statisten für eine östliche Propaganda werden" wollten24 und 

'' AAW, Bestand Akademieleitung, Nr. 449, BI. 7, BI. 21. 
" SBB, NL Hartung, 61, 1: Erklärung de~vize~räsidenten Hans Stille vom 5. April 1950 für die west- 

deutschen Akademien des ehemaligen Kartells und die in Westdeutschland wohnenden Ordentlichen Mit- 
glieder und Korrespondierenden Mitglieder bestimmt. 

"Am 30. Juni 1950 gaben Friedrich Meinecke, Wolfgang Heuhner, Walrher Löhlein und RichardThurn- 
wald, die mehr oder minder mir der neugegründeten Freien Universität verbunden waren, ihren Austritt be- 
kannt. MPGA. I A 911 3-49: Abschrift des Briefes vom 30. Juni 1950 mit Datum vom 3. Dezember 1950. 

?' VgI. AAIV Heidelherg, Nr. 61 1IG: Kurt Latte. Präsident der Göcringer AdW, an Wolfgang Kunkel, 
Präsident der Heidelberger AdW, vom 12. Februar 1950. 



Die DAW zu Berlin in Gesellschaft und Politik 4 7 

wohl auch, weil die Bundesregierung sie dazu a u f f ~ r d e r t e . ~ ~  Insbesondere die westdeutschen 
Akademien beobachteten w a r d e n  „prestigeträchtigen Ausbau" der Berliner Akademiesehr 
sorgfältig- wenn kein Geld fließe, würde man aufden „Rang von Provinzialinstituten her- 
absinken", schrieben sie 1950 an das Bundeskanzleramt2"-, aber sie diagnostizierten 
zugleich auch eine große Politiknähe bei einigen ihrer Repräsentanten. Letzteres galt insbe- 
sondere für den Berliner Präsidenten, wobei Kurt Latte, selbst Präsidentder GöttingerAka- 
demie und Korrespondierendes Mitglied der DAW seit 1947, einschränkte: „Es muß zuge- 
geben werden, daß es nicht ganz leicht ist, die Grenze zwischen dem nur Notwendigen und 
Unumgänglichen und darüber hinausgehender freiwilliger Leistung zu ziehen."" 

Der Anspruch auf eine gesamtdeutsche Repräsentanz der Berliner Akademie wurde so- 
mit durch das Verhalten von einer beträchtlichen Anzahl der Akademiemitglieder und 
auch der westdeutschen Wi~senschaftsor~anisationen während des Akademiejubiläums 
zurückgewiesen. Zumindest herrschte nun endgültig Klarheit darüber, daß unter den gege- 
benen politischen Verhältnissen das Vorhaben einer gesamrdeutschen Nationalakademie 
ohne Zukunft war. Sie warwohl nur ein Wunschtraum der in Ostdeutschland gebliebenen 
Wissenschaftler und der sowjetischen Besatzungsmacht gewesen; wenn auch aus sehr un- 
terschiedlichen Gründen. Das Vorhaben mußte scheitern: Erstens hatten die Politiker in 
Ost und West im aufkommenden Kalten Krieg schon längst die Weichen aufAbgrenzung 
gestellt. Auf beiden Seiten wurden gesamtdeutsche Ambitionen nur dann toleriert, wenn 
sie ins jeweils eigene Konzept paßten. Zweitenswar dieses Akademiekonzept mit den Vor- 
stellungen der sich in Westdeutschland um den Wiederaufbau der außeruniversitären For- 
schungsorganisation mühenden Wissenschafiler nicht kompatibel. Die damit betrauten 

25 Vgl. AAWMainz, 11061200: Frin Neubert an Helmuth Scheel vom 4. April 1950. Obwohl sich die 
westdeutschen Akademien noch drei Wochen vor dem Jubiläum schließlich einig waren, doch nach Berlin 
zu reisen, da es ,mit Berufung aufdie Gefahr einer Absage unsererseits den Herren in Berlin gelungen ist, 
das Programm durchaussozu gestalten, daß, von demTage, an dem der Präsident der Deutschen Demokra- 
tischen Republikan den Feierlichkeiten teilnimmt, abgesehen, irgendwelche Demonstrationen nicht mög- 
lich sind", erschien keiner der Präsidenten. Noch kurz vor dem Jubiläum harten die Akademien vom Bun- 
desminister für gesamtdeutsche Angelegenheiten Jacob Kaiser ein Schreiben erhalten, in dem sich dieser 
„gegen jede offizielle Beteiligung der Akademien an dem Berliner Jubiläum" aussprach. Vgl. AAW 

~ ~ 

Heidelberg, Nr. 61 116: Briefwechsel zwischen Kurt Latte und Wolfgang Kunkel zwischen dem 28. Januar 
und dem 25. Juni 1950. Auch die MPG sagte noch kurzfristig ab. Ihr Präsident Otto Hahn schrieb am 
29. Juni 1950 an die DAW: ,,Ausdem Programm ist zu entnehmen, daß die Feier nicht ganzohne politische 
Einflußnahme erfolgen wird. Da nun die Max-Planck-Gesellschaft sich prinzipiell von jeder politischen 
Betätigung oder Beeinflussung fernhalten muss, sieht sie sich nicht in der Lage, den ursprünglich als ihren 
Vertreter in Aussicht genommenen Professor Dr. Max von Laue zu den Feierlichkeiten nach Berlin zu ent- 
senden." (MPGA, III.150/2344, BI. 7-8.) Hierzu ausführlicher Nönoldt, SteinitzunddieAkademie, S. 53. 

*Wie  Denkschrift an die kulturpolitische Abteilungdes Bundeskanzleramtes war Ergebnis der zweiten 
Beratung der Arbeitsgemeinschaft der Akademien in Göttingen, Heidelberg und München (gegründet am 
19. Dezember 1949) am 1 1. September 1950.Vgl. den Entwurf in: AAWHeidelberg, Nr. 61 116; vgl. auch 
Wennemuth, Wi~~enrchaftsorganisation, S. 5 16f. 

:'Vgl. AAW Heidelberg, Nr. 61 116: Kurt Latte an Wolfgang Kunkel vom 12. Februar 1950. 
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Wissenschaftler setzten aufdie Restauration des sich bis 1933 herangebildeten Systems, an 
dessen Entstehen sie zumTeil selbst beteiligt gewesen waren." Sie lehnten daher die zentra- 
le Stellung einer Akademie ab und betrachteten das Konzept der Deutschen Akademie der 
Wissenschaften in Berlin lediglich als eine durch die Kriegsfolgen bedingte Notlösung für 
Ostdeutschland. 

2. Die zentrale und „höchste wissenschaftliche" Körperschaft 
derDDR1950-1957 

Die ,,zentrale und höchste wissenschaftliche Körperschaft unserer Rep~bl ik" '~  - wie die 
Akademie nun in der D D R  unter weitgehendem Verzicht auf eine gesamtdeutsche Aus- 
richtung genannt wurde - sollte unter dem neuen Akademiepräsidenten Walter Friedrich 
(1951-1 955) stärker gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Vorgaben unrer- 
worfen werden. Den Akademiegründer Gottfried Wilhelm Leibniz bemühend, sah DDR- 
Präsident Wilhelm Pieck in der Akademie „eine Quelle des Wohlstandes" für die DDR3' 
und Paul Wandel assistierte, daß dazu ein enges Bündnis von Staat und moderner Wissen- 
schaft notwendig sei3'. Die Quelle Akademie sprudelte allerdings weder schnell genug, 
noch ließ sie sich planmäßig lenken. Das veranlaßte einen inzwischen neu hinzugekomme- 
nen Konkurrenten, das Zentrakzmtfur Forschung und Terhnik (ZFT) bei der Staatlichen 
Plnnk~mmission,~~ zu heftigen Attacken gegen die Akademie. Hauptziel des Z F T  war die 
Abspaltung von Instituten aus der Akademie, HauPtmittel die Blockade von Investi- 
tionsmitteln. Als Haupthemmnis für eine schnellere Entwicklung hatte das ZFT die Ge- 
lehrtengesellschaft ausgemacht, die sowohl personell als auch in den Methoden ihrer Arbeit 
nicht aufder Höhe der Zeit stehe.33 Daß die Kritik des ZFT nicht völlig unberechtigt war, 
zeigte die Situation der meisten naturwissenschaftlichen Disziplinen. Zur Akademie ge- 
hörten z. B. sechs physikalische Institute und Laboratorien. Aber in den Gremien, die für 
diese Einrichtungen entschieden, den Klassen der Gelehrtengesellschaft, fühlte sich die 
Physik wenigvertreten. Nur einer der Direktoren, RudolfSeeliger, war Akademiemitglied, 

"Vgl. hierzu Osienki, 'i~ssenschaf2rorganisation. 
'Weinrich Roloff, ,,Aufgaben und Ziele", in: Nacht-Expressvom 10. Juli 1950. 
'O W~lhelm Pieck, „Ansprache des Präsidenten der DDR zum Akademiejubiläum 1950", in: jb. &Y 

DAW1950-1951, S. 58. 
" SiehePaul Wandel in seiner Anspracheals Minisrer fürVolksbildung und damaligenDienstherren der 

DAW zum Akademiejubiläum 1950, in:@. derDAWl75&I951, S. 58. 
" Das ZFT war 195 1 aus der Hauptvenualtungfur Technik und~ssmschafider 1947 gegründeten Deut- 

schen Wirtschafirkommission (DWK) gebildet worden. Aus der DWK war bereits 1949 das Ministeriumfur 
Planungund daraus schließlich 195 1 die StaatlichePlankommission derDDR hervorgegangen. 

" SAPMO, ZPA, IV 219.041372, BI. 5-8: Krerner Lange, Stellungnahme des Zentralamtes für For- 
schung undTechnikzur Akademiefragevom 17. März 1951. 
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nahm aber aufgrund seines hohen Alters kaum an den Sitzungen der Klasse teil.34 Folge- 
richtig versuchten die physikalischen Einrichtungen, ihre zusätzlich benötigten Ressour- 
cen direkt beim ZFT e i n ~ u w e r b e n . ~ ~  

Daß die Situation für die Akademie ernst war, zeigte die Gründungder Bauakademie im 
Dezember 1950 sowie die der Landwirtschafisakademie im Januar 195 1 -vor allem letzte- 
re entstand trotz heftigstem Protest der Gelehrtengesells~haft.~~ Selbst Akademiedirektor 
Josef Naas, der in der Akademie die Richtlinien der SED durchzusetzenversuchte, war über 
die Zuspitzung der Situation beunruhigt3': Um zu verhindern, daß künftig wissenschafts- 
politische Entscheidungen an der Akademie vorbei und sogar über sie getroffen werden, 
beantragte die Akademieführung, dai3 die Akademie nach sowjetischem Vorbild direkt 
dem Ministerrat unterstellt ~ e r d e . ~ ' A b  Juli 195 1 war mit der direkten Unterstellung unter 
die Krone das scheinbar größte Maß an Sicherheit erreicht - der Akademiepräsident stand 
protokollarisch im Rang eines Ministers. Die Akademie schied aus der Finanzhoheit des 

" Zwarschmückren dieNamen berühmter Physiker-Maxvon Laue. Emin Schrödinger, PeterDebye, 
Ludwig Prandtl, Werner Heisenberg- die Mitgliedetliste der DAW, jedoch waren sie nicht in Berlin anwe- 
send. Sie wurden in der Akademie nicht aktiv, blockierten aber dieentsprechenden Fachstellen. Die Physik 
wurde in den ersten Nachkriegsjahren vom Astrophysiket Hans Kienle (OM 1946) und vom Physikoche- 
miker Karl-Fricdrich Bonhoeffer (OM 1947) mit vertreten. Bonhocffer wechselte bereits 1948 nach 
Göttingen. Kienle 1950 nach Hcidclberg. Erst 1949 kamen mit Friedrich Hund und Rudolf Seeliger zwei 
Physiker in die Akademie. Sie nahmen jedoch am Akadcmieleben kaum teil. Hund ging 195 1 nach Ftank- 
furtlMain. Walter Friedrich (medizinische Physik) und Hans Ertel (Geophysik) - beide ebenfalls 1949 zu 
Mitgliedern gewählt - beschäftigten sich vor allen Dingen mit ihren Fachgebieten. Die große Gruppe der 
Direktoren physikalischer Insritutc der Akademie (Gusrav Leithäuser, Friedrich Möglich, Robert Rompe, 
Ernst Lau, Otto Hachenberg, Ostap Stasiw) galt damals offensichtlich als noch nicht akademiewürdig und 
wurde nahezu vollständig ausgegrenzt. 

Der Anteil der nicht durch den Akademiehaushalt finanzierten Forschung betrug Ca. 20 %. Diestaat- 
Lichen Forschungsaufidgc des ZFT konnten bei naturwissenschaftlichen Instituten bis zu 50 % der Mittel 
ausmachen. 

"Vgl. JosefNaas, „Bericht über dic Arbeit der Akademie in den Jahren 1950-1951", in: Jb. der DAW 
1950-1951, S. 73. 

'' Naas stellte 1951 fest: .Die Politik unserer Partei wurde stets von der Linie bestimmt, die Akademie 
der Wissenschaften zum Zentrum der staatlichen Forschungsarbeit zu machen und dementsprechend die 
Akademie zu fördern und zu unterstützen und ihren Mitgliedern und Mitarbeitern gegenüber besonders 
sorgsam zuverfahren (Abwanderungzu verhindern). Das ist die Linie unserer Politik, die es möglich mach- 
te, in den wenigen Jahren seit 1945 eine bedeutsame und leistungsfähige Forschungsstelle zu entwickeln. 
Diese Politik wird noch keineswegs genügend verstanden; das Unverständnis beginnt irn Apparat unseres 
ZK, setzt sich in den staatlichen Verwaltungen, Ministerien usw. fort. Die Akademie muß einen täglichen 
Kampf gegen eine sektiererische Auffassung hinsichtlich der vorher erwähnten Linie der Politik unserer 
Partei führen." Josef Naas, Bericht über die Deutsche Akademie der Wissenschaken zu Berlin für das ZK 
der SED im Mai 195 1. Vgl. SAPMO, ZPA, IV 217.041372. 

SAPMO. ZPA, NL 1821932, NL Ulbricht: Naas, Briefe an Pieck, Ulbricht und Grotewohl vom 
1. November 1950. 
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Volksbildungsministeriums aus und erhielt einen eigenen Haushalt.'Ym Machtkampfmit 
dem Zentralamt entschied Ministerpräsident Otto Grotewohl Ende 1951: Die Akademie 
bleibt die „höchstewissenschaftliche Institution", diesichaber in die „Planungsgrundlagen 
des Staates eingliedern muß". Die Zahl ihrer Institute sollte „unangetastetx bleiben und bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Akademie und ZFT künftig „der Ministerrat ent- 
scheiden"." 

Für diese Zusicherungen hatte die Gelehrtengesellschaft nicht nur verstärkte Abhängig- 
keiten, wie z. B. die ungeliebte Planungshoheit des ZFT, akzeptieren müssen, sondern 
bereits im Vorfeld verschiedene Maßnahmen zur Effektivierung ihrerTätigkeit beschlossen: 

Erstens wurde das Präsidiums gestärkt und zu einem Arbeitsgremium ausgebaut, indem 
ihm die bisher im Plenum behandelten Geschäfte übertragen wurden. Allerdings besaßen 
sowohl der Präsident wie auch jede Klasse das Recht, im Einzelfall aufdem bisherigen Ver- 
fahren zu bestehen. 

Zweitens erhielt der Direktor größere Befugnisse. Er konnte die Unternehmungen der 
Akademie (Institute, Laboratorien, Kommissionen, Verwaltung U. a.) unter seiner Leitung 
zusammenfassen. Das hatte freilich in praxi nur für solche Unternehmungen Konsequen- 
zen, an deren Spitze kein Akademiemitglied stand. 

Dnttpn~ kam es diirch die Einführung von Sektionen de facto zu einer Erweiterung der 
Klassen. Ais Arbeitsorgane der Klassen sollten diese die wissenschaftlichen Arbeiten für die 
einzelnen Fachgebiete sowohl an der Akademie als auch an den Hochschulen und Universi- 
täten koordinieren. Die Klassen konnten in die Sektionen neben Akademiemitgliedern 
auch namhafte Fachvertreter aus den Universitäten und aus der Industrie sowie Vertreter 
der staatlichen Institutionen b e r ~ f e n . ~ '  

Die Gelehrtengesellschaft mußte aber bald weitere Konzessionen machen. Nachdem 
Stalin 1952 der Festigung der DDRden Vorrangvor anderen deutschlandpolitischen Kon- 
zeptionen eingeräumt hatte,42 wurde auch die Akademie sehr schnell endgültig zum inte- 

" Der Ministerrat bestätigte am 12. Juli 1951 diesen Antrag. Vgl. JosefNaas, ,,Bericht über die Arbeit 
der Akademie in den Jahren 1950-1951". in: Jb. der DAlV1751-1752, S. 72. Ulbricht persönlich hatte 
festgelegt. die Akademie direkt der Regierung zu iinterstellen. Ulbricht informierte die für die Akademie 
eigentlich zuständigen Staats- und Parteifitnkrionäre Wandel, Oelßner und Hager am 22. Februar 1951 
lediglich über seine Entscheidung und beauftragte sie, die notwendigen Partei- und Regierungsbeschlüsse 
vorzubereiten. Vgl. SAPivIO, ZPA, IV 2/9.04/372. 

" Ot to  Grotewohl, Protokoll einer Besprechung mit der Akademiespitze und Vertretern des Z F T  am 
28. November 1952, in: Manfred Heinemann, Q~el lenzusammenste l lun~ für die Konferenz Hochschul- 
und\Vissenschafrspolitik der SMAD in Gosen 1992. BI. 206. und AAW Berlin, Bestand Akademieleitung, 
Nr. 665, BI. 26-27: Grorewohl an den Präsidenten der Akademie vom 30. November 1951. 

" Sektionen gab es an der Akademie ab 195 1. Ihre Arbeit wurde offiziell im Statut von 1954 geregelt. 
Vgl. Hans Witthrodt, ,,Berichtcg, in: jb. der DAW1754. S. 51. Bis 1965 wurden insgesamt 3 9  Sektionen 
gegründet, die teilweise wieder Unterkornmissionen bildeten. Die 1953 gegründete Sektion Physikverfüg- 
te z. B. über nvölfUnterkommissionen. 

" Sichtbarer Ausdruck hierfür waren die Beschlüsse der 11. Parceikonferenz der SED vom 9. bis 
12. JuIi1952, die offiziell denplanmgfligrn ArrfbaudesSozialismw in der D D R  proklamierte. 
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gralen Bestandteil der SED-Politik. Die bisher mehrfach von der Akademie genutzte 
Schutzfunktion der sowjetischen Besatzungsmacht, also zuletzt der Suwjetischen k'untrull- 
kommission, entfiel. Die SED verfügte ab 1952 zudem mit der Abteilung Wissenschaft des 
ZK unter Kurt Hager43 über einen Apparat, der der Führung „des ideologischen Kampfes 
an der Akademie" sofort große Aufmerksamkeit widmete.44 

Ab Herbst 1952 wurde über die Beteiligung „der Akademie am Aufbau des Sozialismus" 
und eine dazu erforderliche Reorganisation der Akademie verhandelt - in der Gelehrtrn- 
ge~el lschaft ,~~ innerhalb der SED-Führung4%nd schließlich zwischen der Akademiefüh- 
rung und der Staatsführung; letztere war allerdings entsprechend den Herrschaftsver- 
hältnissen in der D D R  nahezu identisch mit der SED-F~hrung .~ '  

Die Gelehrtengesellschaft erzielte laut Protokoll „grundsätzliche Übereinstimmung 
darüber, dass die Akademie die Beteiligung am Aufbau des Sozialismus fest in die eigenen 

4 3  Nach 1945 gehörten verschiedene Gebiete der Wissenschaft zunächst zu den ZK-Abteilungen Wer- 
bungundSchulungsowie Kultur undErziehung. Veranrwortlich waren Anton Ackermann und Otto Meier. 
Von 1949 bis 1955 lag die Zuständigkeit für Wissenschaft und Propaganda bei Fred Oelßner. 1950 kam es 
unter seiner Regie zur Bildung der Abteilung Kt~ltur mit dem Sektor Wissrnrchafi und Hochschulen, und 
Ende 1952 entstand die eigenständige Abteilung Wissenschaften und Hochschulen (ab 1957 Abteilung Wis- 
scnrchafin) unter Leitung von Kurt Hager. Hager war vorher bei Oelßner Leiter der Abteilung Partei- 
schulirng/Parteipropaganhgewesen. Nach der Ablösungvon Oelßner übernahm er 1955 dessen Zuständig- 
keit für Wissenschaft als Sekretär des ZK und nach der Ablösung von Wandel als ZK-Sekretär für Kultur 
und Erziehung (1 953-1957) -bis zu seiner eigenen Ablösung 1989 -auch dessen Zuständigkeitsbereiche. 

" ober  Ziele und Vorgehen vgl. SAPMO, ZPA, IV 219.041377, BI. 2: Aktenvermerk von Siegfried 
Langhans über die Besprechung am 28. Mai 1952. 

" Vgl. AAW Berlin, P 112, S. 78: Sitzung des Plenums am 13. November 1952 und Sondersitzung der 
Akademie zu Fragen dcr Beteiligung dcr Wissenscbafi am Aufbau des Sozialismzrs in der DDR am 22. und 
23. Januar 1953 und Protokoll der Sondersiaung, in: ebd., Handbibliothek. 

46Am 9. Oktober 1952 beriefdas Sekretariat des Politbüros der SED eine Kommission, die die Reorga- 
nisation der Akademie und die Zuwahl neuer Mitgliedervorbereiten sollte. DenVorsitz hatte Paul Wandel. 
Weitere Mitglieder waren Kurt Hager, Werner Lange (ZFT), Ernst Lange (Zentrale Kommission für sraat- 
liche Kontrolle) und das Akademiemitglied Wolfgang Steinirz. Nach einer ZK-Sitzung am 13. November 
1952 beschloß das Politbüro des ZK der SED schließlich im Januar 1953 MaJnahmen zur Verbesser~rngder 
Arbeitder Deutschen Akademieder Wissmschaficn. Vgl. SAPMO, ZPA J IV 2131330: Protokoll der Sirzung 
des Politbüros der SED vom 9. Oktober 1952; SAPMO, ZPA, J IV 213 Al323: Arbeitsprotokoll des Sekre- 
tariats des ZK der SED, Nr. 21 1; SAPMO, ZPA, J IV 2121258, BI. 7, 75-78 (auch in IV 219.041372. 
BI. 37-48): Protokoll der Sitzungdes Politbüros der SEDvom 20. Januar 1953; SAPhlO. ZPA, iV219.041 
372: Beschlug des Politbüros über Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeit der Deutschen Akademie der 
Wissenschaften vom Januar 1953. 

"Am 26. November 1951 kam es aufWunsch der Akademieleitungzu einer Aussprache mit Wilhelm 
Pieck. Pieck hatte Ulbricht, Wandel, Oelßner und Hager sowiedenvorsitzenden der Staatlichen Plankom- 
mission, Bruno Leuschner, undden Leiter des ZFT, Werner Lange. hinzugezogen. Die Akademie war durch 
ihren Präsidenten Walter Friedrich (OM 1947), den Vizepräsidenten Hans Ertel (OM 1949), den Seherar 
Karl Lohmann (OM 1949) und die Ordentlichen Mitglieder ErichThilo (OM 1949), Hans Stubbe (Ohl  
1949) und Wolfgang Steinitz (OM 1951) sowie den Akademiedirektor Josef Naas vertreten. SAPMO, 
ZPA, IV 219.041369: Stenografisches Protokoll, 68 S. 
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Hände nehmen und die Aufgaben so wählen soll, daß einigevor der DDRstehende Haupt- 
aufgaben durch die Wissenschaft und insbesondere durch die Akademie erledigt werden. 
[. . .] Es bestand bei den Mitgliedern Klarheit darüber, daß die in dieser Weise eingeleiteten 
Maßnahmen einen tiefen Wandel im Leben der Akademie bedeuten werden."4R 

Die Politik machte die herausgehobene Position der Akademie und die weitere Steige- 
rung der Zuflusses an Ressourcen von einer deutlichen Verbreiterung des Forschungspro- 
fils und von der Aufnahme entsprechender W~ssenschaftler in die Gelehrtengesellschaft 
abhängig. Neben bisher wenig vertretenen Disziplinen, wie die Chemie oder die Physik, 
betraf dies vor allem die angewandte Forschung. Erstmals wieder nach der NS-Zeit spielte 
nicht nur die fachliche, sondern auch die politische Zusammensetzung der 30 Kandidaten 
eine wichtige Rolle. Nach der Wahl vom Februar 1753, in der 28 Kandidaten die erforder- 
liche Stimmenzahl erreichten, stieg der Anteil der SED-Mitglieder unter den am Akade- 
mieleben teilnehmenden Ordentlichen Mitgliedern von 10 auf23 P r ~ z e n t . ~ V a h r e n d  die 
Geistes- und Sozialwissenschaften - die GeselLtchaftszuissenschafien (wie man in der D D R  
kategorisierte) - mit 20 Mitgliedern in der Gelehrtengesellschaft vertreten waren, hatten 
die Natur- und'Technikwissenschaftler mit 46 Mitgliedern ein deutliches ubergewicht er- 
reicht. Immerhin 26 von ihnen zählten zu den in den deutschen Akademien bisher kaum 
vertretenen technischen Wissenschaften und technisch orientierten Natunvissenschaf- 
ten.50 Es war also ein deutlicher erster Bruch in der Akademieentwicklung erreicht. 

Nachdem die Position der Akademie bestimmt schien und erste Veränderungen einge- 
leitet waren, konnte die Akademie ihre Beratungen über eine neue Satzung wieder aufneh- 
men.5' In ihr sollten die seit dem Statut vom Herbst 1946 eingeleitetenveränderungen be- 
rücksichtigt werden. Zum Studium der Arbeit der sowjetischen Akademie hatte allerdings 
vorher eine Akademiedelegation nach Moskau zu reisen. Dies geschah im September 1953 
mit einem auch fur spätere Besuche und Gegenbesuche sehr charakteristischen Ergebnis: 
Die deutschen Wissenschaftler waren begeistert von der Machtfülle der sowjetischen Aka- 
demie und erhielten ansonsten wenig konkrete Einblicke. Die sowjetischen Wissenschaft- 
ler, z. B. der sowjetische Akademiepräsident A. N. Nesmejanov warnten eher vor kritikio- 

AAW Berlin, P 112, S. 78: Protokoll der Sitzung des Plenums vom 13. November 1952. 
"Vgl. AAW Berlin, P 112 und zum SED-Anteil an den Ordenrlichen Mitgliedern: Nötzoldt, Steinik 

unddie Akademie, S. 98. 
50 B erucksichtigt .. wurden hier von den insgesamt 107 O M  nur jene 66, die im allgcmcinen regelmäßigan 

den Akademiweranstaltungen teilnahmen. SAPMO, ZPA, IV 219.041372, BI. 2: Bericht über dieTatig- 
keit der Akademie im letzten Jahre von Anfang 1954. 

'' Am 3. September 1953 setzte das Plenum eine Statutenkommisrion ein. der neben sechs neuen Mit- 
gliedern (Binder, Frings, Wirtbrodt, Bertsch, Dobberstein und Steinitz) noch neun Mitglieder der alten 
Kommission vom Sommer 1950 angehörten (Friedrich, Stroux, Ertel, Noack, Lohmann, Baumgarten, 
Hartung, Schmidt und Stubbe). Nicht wieder berufen wurden Brugsch, Franck, Grapow, Kegel, Mitscher- 
lich, Rörig,Thilo, der als Direktor abgelöste Naas und der 1952 auf Druck seinerwestberliner Dienststelle 
ausgetretene Nordmann. Vgl. Hans Wittbrodt, ,,Berichtw, in: Jb. derDAW'1952-1953, S. 84. 
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Sem Kopieren und stärkten das Nationalbewußtsein der „deutschen Wissenschaftler, die 
eine großeTradition und einen hohen Wissensstand   er treten“.^^ 

Neben den Reiseerfahriingen dürften jedoch vor allem die politischen Ereignisse im 
Zusammenhang mit dem 17. Juni 1953 dazu beigetragen haben, daß die im Statut fixier- 
tenveränderungen deutlich hinter der im Politbürobeschlußder SED geforderten Reorga- 
nisation zurückblieben. Auf die sogenannten biirgcrlichen - die noch als 
unverzichtbar galtens3 - habe die SED „seit einem Jahr einen zu starken Druck ausgeübt", 
mahnte Akademiemitglied Wolfgang Steinitz im Sommer 1953: „Das Resultat ist, dass die 
schöpferische Initiative breiter wissenschaftlicher und künstlerischer Kreise erlahmt."54 

Angesichts dieser Tatsachen und wegen der zeitweiligen Ratlosigkeit in der Macht- 
zentrale der SED,j5ver1agerte sich das Geschehen wieder mehr in die Akademie. Allerdings 
hatte auch dort die Staatspartei bereits zwei ganz wesentliche Bastionen verstärkt, weil ihr 
Einfluß bisher schwach war: „Durch eine jahrelange negativeEntwicklung bzw. Stagnation 
des Parteilebens trat der Fall ein, da13 die Genossen nicht als Mitglieder der Partei auftraten 
bzw. aufiutreten wagten und den in großer Zahl vorhandenen bürgerlichen Mitarbeitern 
das Feld überließen."j"ereits im Frühjahr 1953 waren deshalb sowohl der Akademie- 
direktor als auch der Parteisekretär der Akademiezentrale abgelöst worden. Neuer wissen- 
schaftlicher Direktor der Akademie wurde mit dem Physiker und Techniker Hans Witt- 
brodt jener Mann aus demZentrakzmtfirr ForschungundTechnik, der am vehementesten für 
die Einbindung der Akademie in das zentrale Planungssystem und für den bevorzugten 
Ausbau des naturwissenschaftlich-technischen Forschungspotentials gestritten hatte. 
Gleichzeitig wurde der Akademie „ein ständiger, freigestellter Parteiorganisator des ZK mit 
dem Recht eines Instrukteurs" ~ugeteilt .~'  Dieser berief eine aus SED-Mitgliedern beste- 
hende Fachkommission ein, die neben politischen Fragen ,,auch konkrete fachliche, wis- 
senschaftsorganisatorische und kaderpolitische Probleme, die mit der Entwicklung von 

"Vgl. hierzu Reiseberichtevon Friedrich und Wittbrodt sowie die Ausführungen von Steinitz im Juni 
1955 vor dem ZKder SED über sein Gespräch mit A. N. Nesmejanov bei dessen Besuch der DAW 1954, 
abgedruckt in Nötzoldt, Steinitz unddirAkademie, S. 302-308. 

Kurt Hager, der im ZK der SED für die Akademie zuständig war, setzte darauf, daß „die Hauptform 
der Veränderung der Akademie-Zusammensetzung [. . .] die Gewinnung von Akademie-Mitgliedern und 
-Mitarbeitern für die Partei sein [müsse- I? N.], da z. Zt. nur wenige Gen. Wissenschaftler für eine Wahl in 
dieAkademie in Frage kommen." SAPMO, ZPA, IV2/9.041377, BI. 19: Kurt Hager, Festlegungsprotokoll 
der Kontaktsitzung mit den Genossen der DAW arn 13. November 1953. 

54 AAW Berlin, NLSteinitz, Nr. 71: Wolfgang Steinia, Briefan die SED-Führungvom 20. Juli 1953. 
I' Bezeichnend für die zeitweilige Ratlosigkeit der SED-Führung nach den Ereignissen vom 17. Juni isr 

eine ÄuRerung des ZK-Mitgliedes Otto Buchwitz: „Was ist denn mit der hcichsten Instanz unserer Partei 
hierlos? Wirsitzenda, als hattcnwirunsin dieHosen gemacht."SAPMO,ZPA,IV 21111 17, BI. 39: Steno- 
graphische Niederschrift der 14. Tagungdes ZKder SED arn 21. Juni 1953. 

SAPMO, ZPA, W 213.041372, BI. 85: Bericht über die Tätigkeit der Akademie im letzten Jahre, 
Anfang 1954. 

"Vgl. den Beitrag von Manfred Naumann in diesem Band. Vgl. SAPMO, ZPA, J IV 2121258, BI. 74: 
Beschluß des Politbüros der SED vom 20. Januar 1953 (Zitat). 
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Instituten und Wissenschakszweigen zusammenhingen, berietSe5' Es sollte allerdings bis 
1969 dauern, ehe diese zentrale Parteieinrichtung an der Akademie als SED-Kreisleitung 
endgültig zum wirklichen Machtzentrum in der Akademie wurde. Aber bereits 1954 war 
der Einflug der SED auf die Akademie so groß, daß die neue Satzung dem Plenum erst zur 
Beschl~ßfassungvorgele~t wurde, nachdem Kurt Hager den siebenten (!) Entwurf gebilligt 
hatte.5" Das wiederum entsprach genau jenem Politbürobeschluß vom Januar 1953, wo- 
nach die Abteilung Wissenschafien des ZK die „systematische Anleitungund Kontrolle der 
Akademie sicherzusteIlen"" hatte. 

Die neue Satzung von 1954 schrieb die bisher vollzogene Entwicklung der Akademie 
fest. So wurde die Zweigleisigkeit der Einrichtung - „eine Gemeinschaft hervorragender 
Gelehrter und Träger bedeutender Forschungsunternehmen" zu sein - erstmals im Statut 
verankert. Das Statut garantierte die besondere Stellung der Akademie als „höchste wissen- 
schaftliche Institution", die eine ,,besondere Fürsorge des Volkes und des Staates" genießt. 
Bestand hatte die 195 1 vollzogene Abtrennung der laufenden Geschähe vom Plenum. 
Dri~i  Plenum der Ordentlichen Mitglieder - einzchlieRlich der westdeutschen -blieben 
zumindest laut Satzung weiterhin die Entscheidungen in allen grundsätzlichen Angelegen- 
heiten vorbehalten." Wessen höchste wissenschaftliche Institution die Akademie sein soll, 
sagte das Statut nicht. Von der DDRsprach es nicht. DieTätigkeit derAkademie müsseder 
geistigen und materiellen Entwicklung Deutschlands dienen.'* Um der bereits erwähnten 
Funktion der Klassen als Steuerungsinstrumente der Forschung inner- und außerhalb der 
Akademie gerecht werden zu können, ging die Verantwortung für die Forschungseinrich- 
tungen vom Direktor wieder auf die Klassen über. Die Klassen mit ihren Sektionen avan- 
cierten damit zum Hoffnungsträger und zum Kernstück der zentralen wissenschaftlichen 
Körperschaft der D D R  

Allerdings standen diese Erwartungen in krassem Widerspruch zur aktuellen Beurtei- 
lung der Situation in den Klassen. In einer internen Einschätzung hieß es, daß die wissen- 
schaftlichen Vorträge zu speziell, teils auch zu uninteressant seien, so daß ein großerTeil der 
Mitglieder sich deutlich sichtbar langweile bnv. hinauslaufe. Ofi  würden nur organisatori- 
sche Fragen besprochen. Die Zusammenarbeit zwischen Klassen und Instituten sei, außer 
bei den Sprachwissenschafien, völlig ungenügend. Von einer Anleitung der Sektionen 

'' Vgl. Naurnann, „Parteiauftragu, S. 25f. 
Am 28. April 1954 fand eine Vorbesprechung zwischen Hager, Wittbrodt, Steinitz und anderen 

SED-Mitgliedern statt. Vgl. AAW Berlin, NL Steinitz, Nr. 72. Der Entwurfwurde am 29. April 1954 dem 
Plenum der DAWvorgelegr und nach der zweiten Lesung am 15. Mai 1954 von den Mitgliedern angenorn- 
men. Das neue Statut trat nach der Bestätigung durch die Regierung arn 17. Juni 1954 in Kraft. Vgl. GBI. 
dcrDDR, Nr. 62, 1954, S. 609ff.; abgedruckt auchin:/b. dcrDAW 1955, S. 409419.  

"' SAPMO, ZPA, J IV 2121258, BI. 75: Protokoll der Sitzung des Politbüros der SED vom 20. Januar 
1953. 

" Vgl. Statut von 1954, $ 7 ,  abgedruckr in: HartkopflWangermann, Dokumente, S. 159. 
'' Vgl. Statut von 1954, § 3, ebd. 
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durch die Klassen könne keine Rede sein." EineVerbesserung der Situation schien auf zwei 
Wegen möglich: Erzt~nz durch eine deutliche Verbreiterung der schmalen wissenschaftli- 
chen Basis in den Klassen und ihren Sektionen: 67 mitarbeitenden Mitgliedern in Berlin 
ständen „über 400 Mitglieder in der Sowjetunion gegenüberu, wurde von der Akademie 
argumentiert." Zweitens durch eine Neustrukturierung der Klassen und deren verstärkte 
Feinstrukturierung nach Fachgebieten auf der Basis der Sektionen. 1954 erfolgte die Um- 
bildung der Klassen; dabei wurde die Technik wieder mit den Naturwissenschaften ver- 
knüpft: 

Klasse für Mathematik, Physik und Technik 
Klasse fiir Chemie, Geologie und Biologie 
Klasse für Medizin 
Klasse fiir Sprachen, Literatur und Kunst 
Klasse für Philosophie, Geschichte, Staats-, Rechts- und Wirtschafts~issenschaften.~~ 
Ein sichtbarer Erfolg stellte sich trotz der vollzogenen Veränderungen weder im ge- 

wünschten Umfang noch schnell genug ein - und das, obwohl ständig neue Maßnahmen 
von der Akademie und den staatlichen Instanzen beschlossen wurden.'"ie zentrale Res- 
sourcensteuerung über die Gelehrtengesellschaft der Akademie und ihre Klassen erwies 
sich als zu schwierig. Das System wurde immer komplexer und die Wünsche der Politik 
stiegen beständig. Gleichzeitig blieb die Gelehrtengesellschaft ein aufLebzeiten gewählter, 
und damit wenig flexibler Zusammenschluß von oftmals sehr eigenwilligen Wissenschaft- 
lerpersönlichkeiten. Das Zuwahlpotential blieb sehr schmal, denn nach einem Schub von 
30 neuen Mitgliedern 1955 kamen in den nächsten fünf Jahren nur 15 weitere hinzu. In der 
Gelehrtengesellschaft und in den Steuerungsgremien der Forschung- den Klassen und den 
Sektionen -wirkten die Mitglieder ehrenamtlich. Ein professionelles Forschungsmanage- 

" Vgl. SAPMO, ZPA, IV 219.041365, B1. 21-22: Hans Wittbrodt, Entwurf über die Weiterentwick- 
lung der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin, am 16. November 1953 an Kurt Hager ge- 
schickt. 

" Ende 1953 gab die Akademie den Mitgliederbestand mit 107OM an: davon G7 „mitarbeitendem (57 
aus der DDR und Ost-Berlin, 10 aus West-Berlin) und40 die ,so guc wie gar keineVerbindung" zur Akade- 
mie haben (aus der BRD und dem Ausland). Die Zahl der mitarbeitenden OM war allerdings wesentlich 
geringer, da einige West-Berliner gar nicht und nicht wenige aus der DDR selcen am Akademieleben teil- 
nahmen. In den elf Sektionen und Arbeitskreisen mit insgesamt 230 Mitgliedern wirkten 42 OM mir. 
Ebd., BI. 13K 

Die Klasse für landwirtschaftliche Wissenschaften war mit der Gründungder Deutschen Akdemicficr 
Landwirtscbafiswissmschajmam 1 1. Januar 1951 aufgelöst worden. Die 1953 vorgesehene Klasse für Geo- 
logie, Bergbau und Metall~r~iewurde nichtgebilder. Erst 1957 gründetedie Akademieeine neue Klassefiir 
Bergbau, Hüttenwesen und Montangeologie angesichts der drohenden Bildung einer Akademie für 
Montanwissenschaften in Freiberg. 

'90 beschloß die Akademie 1954 im Rahmen der neuen Satzung weitere Strukruränderungen. 1955 
folgten Beschlüsse des Politbüros der SED (12. März) und des Ministerrates der DDR (18. Mai) zur weite- 
ren Entwicklung undVerbesserung der Arbeit der Deutschen Akademie der Wissenschafien zu Berlin. Ab- 
gedruckt in: Hartk~~fIWangermann, Dokumente, S. 497-5 10.Vgl. auch Landrock, DeutschrAkademicdrr 
Wissenscbafien, S. BR. 



5 6 Peter Nönoldt 

Der bisi~erige Präsident Wulter Friedvirh (links) überreicljt dem neuen Präsidenten Max I/olmer 
am IG. Februar 1956dieAmtskettr 

ment an der Akademie fehlte entweder ganz oder es wurde - soweit sich Ansäae dazu her- 
auszubilden begannen - beargwöhnt. Für eine kleine Gruppe vonfuhrenden Wissenschaft- 
lern unter den Mitgliedern und Institutsdirektoren war es ohnehin entbehrlich, denn nicht 
wenige von ihnen beherrschten - unabhängig von einer etwaigen Parteizugehörigkeit - das 
Spiel mit der Macht ausgezeichnet. Hans Stubbe, Theodor Frings, Walter Friedrich und 
Robert Rompe beispielsweise trugen ihre Wünsche nicht nur der Akademieleitung vor, 
sondern sie wandren sich direkt an Pieck, Grotewohl oder Ulbricht. Dieses Vorgehen hatte 
Methode. Blieben in der Akademie Sparmannahmen unumgänglich, setzte die Akademie- 
leitung bei jenen Wissenschaftlern den Rotstift an, die sich die notwendigen Mittel gege- 
benenfalls über ihre guten Beziehungen zu Partei und Staat selbst besorgen konnten. 

Zu der sich aus dieser Gemengelage ergebenden faktischen Unregierbarkeit der Akade- 
mie kam der Konflikt zwischen den Disziplinen. Die Chemiker blickten mit Argwohn auf 
die Entwicklung der physikalischen Einrichtungen und umgekehrt. Die Montanwissen- 
schaftler drohten mit der Gründung einer eigenen Fachakademie, um sich Gehör zu ver- 
~chaffen.~'  Die Geistes- und Sozialwissenschafiler konnten nur schwer einsehen, daß ein 

" Vgl. Walther, „Two toTango". 
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Ungleichgewicht bei der Ressourcenzuteilung zwischen ihnen und den Natunvissenschaf- 
ten der internationalen Entwicklung entsprach. Dabei war gerade ihre Situation an der 
Akademie im internationalen Vergleich besonders günstig. Im Jahre 1955 forschten an der 
Akademie immerhin 263 Wissenschaftler im geistes- und sozialwissenschaftlichen und 
587 im naturwissenschaftlichen B e r e i ~ h . ~ ~  

3. Die gespaltene Akademie 1957-1 963 

Mitte der 1950er Jahre eskalierten die Spannungen innerhalb der Gelehrtengesellschaft. 
Einige Chemiker prangerten eine „Cliquenbildung" von Physikern an, die dazu führe, daß 
,,hauptsächliches Augenmerk auf die Entwicklung der Physik gelegt wird, was eine Ver- 
nachlässigung der anderen Gebiete der Wissenschafi zur Folge hat".69 Deren Vertreter 
wiederum sah Bestrebungen des Vizepräsidenten für die Geistes- und Sozialwissenschaf- 
ten, die „Akademieals Plattform, gewissermaßen als ,Hausmacht1, an sich zu reißen".'O Um 
ihre Interessen durchzusetzen, verbündeten sich Akadeiniemitglieder mit der SED-Füh- 
rung und gegen sie. Zweckbündnisse orientieren sich dabei nicht notwendig an politischen 
Präferenzen, wie der Parteiapparat des ZK immer wieder beklagte. 

Hinzu kam, daß die Spannungen mit den alten Konkurrenten wieder aufbrachen: „Es 
kann nur ein Kreis verantwortungsbewusster Fachleute über wissenschaftliche Probleme 
entscheiden. Diese Aufgabe liegt nur bei uns, weder beim Staatssekretariat für Hochschul- 
Wesen noch beim ZFT. Ebenso die Beiräte der Ministerien." Diese Institutionen aber 
,,hemmen die Akademie und kritisieren sie", so die Klage aus dem Akademiepräsidium im 
Februar 1956.'' „Seit drei Jahren sprechen wir darüber, werden immer heftiger und leiden- 
schaftlicher; es geschieht nichts." '= Und zu den Partnern in der Administration: „Es geht 
nicht an, daß ein junger Akademiker 2 Jahre nach dem Staatsexamen [. . .] in eine leitende 
Stellung kommt, dazu gehören 20-jährige Erfahr~ngen."'~ 

Zehn Jahre nach der Wiedereröffnung der Akademie war wohl nicht nur den SED-Ge- 
nossen innerhalb und außerhalb der Akademie klar, daß ihre Aufgabe, „die Wissenschaft in 
der D D R  so zu entwickeln, dai3 sie das internationale Niveau der Wissenschaft erreicht, 
dabei gleichzeitig den Stand der westdeutschen Wissenschaft überflügelt und damit in 
höchstmöglichem Maße zur raschen ökonomischen Entwicklung unserer Republik bei- 

" Vgl. Nötzoldt, Strinitz unddir Akademie, S. 262. 
" SAPMO, ZPA, IV A219.041380, BI. 33-34: Heinrich Bertsch und Hermann Neels in: Diskussion 

aus dem Seminar der leitenden Genossen der Akademie der Wissenschaften zu Berlin am 13. Januar 1956. 
70 So Robert Rompe am 5 .  September 1956 gegenüber der Abteilung Wissenschaften, in: SAPMO, 

ZPA, IVA219.041297: Rudi Model (ZK-Abteilung), Informarion über die politisch-ideologische Arbeit 
des Genossen Prof. Dr. Wolfgang Steinia, Zusammenfassungvom 5. Dezember 1957, S. 4f. 

Günther Rienäcker, Februar 1956, in: AAW Berlin. NL Steinitz, Nr. 77: Protokoll einer Beratungdes 
erweiterten Präsidiums der Akademie, S. 2. 

72The~dorFrings, ebd., S. 3. 
73 Johannes Dobberstein, ebd., S. 2. 
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trägt6'," mit den vorhandenen Strukturen nicht erreichtwerden konnte. Auch wenn erneut 
verschiedene Vorschläge zur Abhilfe unterbreitet w ~ r d e n , ' ~  erwies sich die Gelehrten- 
gesellschaft unter den gegebenen Umständen als überfordert. Eine Gelehrtengesellschaft 
mit einer Begrenzung von etwa 100 auf Lebenszeit gewählten Mitgliedern war kaum dazu 
geeignet, ein komplexes nationales Wissenschaftssystem zu steuern. Eine ähnliche Situati- 
on hatte es bereits zu Anfang des 20. Jahrhunderts gegeben, als die Akademie der stürmi- 
schen Entwicklung in den Natur- und Technikwissenschaften nicht folgen konnte und 
wollte.'" 

Die Mitglieder der Klasse für Mathematik, Physik und Technik forderten daher 1956 
ein nahezu vollständiges Herauslösen ihres Forschungspotentials aus der Akademie und die 
Neugründung einer Leibniz-Gesellschajzur Förderung von Naturwissenschafl und Technik. 
Sie schlugen vor, in dieser Gesellschaft, die ähnlich wie die frühere Kaiser- Wilhelm-GeselI- 
schajoder die Mnu-Planck-Gesellschaj in der Bundesrepublik aufgebaut sein sollte, die na- 
turwissenschaftlich-technischen Institute der Akademie mit denen einiger Ministerien zu 
vereinigen." Schließlich sei die Koordinierung der Forschungsarbeit durch die sowjetische 
Akademie auch dort ein ,,immer noch nicht befriedigend gelöstes Problem". In den ande- 
ren Ländern Europas seien die Formen der Organisation der wissenschaftlichen Arbeit 
zwarstark unterschiedlich, aber: „Bemerkenswert ist, daß nirgends die überall bestehenden 
Akademien oder ähnliche Einrichtungen Träger von Forschungseinrichtungen - insbe- 
sondere natuwissenschaftiicher - wurden. Für die Anleitung und Verwaltung selbständi- 
ger Forschungsunternehmen wurden überail besondere Organisationen ges~haffen.'"~ 

Im Grunde genommen wurde so die Rückführung der Akademie auf eine traditionelle 
deutsche Gelehrtengesellschaft vorgeschlagen, die ein relativ großes geistes- und sozial- 
wissenschafiiiches Forschungspotential und einige volkswirtschaftlich weniger wichtige 

'" SAPMO, ZPA, IV 219.04116, BI. 2: Bericht der Parteiorganisation der DAW vom 23. April 1956 
über den Stand der Erfüllung des Beschlusses des Politbüros über die weitere Entwicklungder DAW (März 
1955). 

" So z. B. der Vorschlag, die Leitung der Forschungsinstitute den Klassen zu entziehen und sie drei 
Vizepräsidenten (PhysiWTechnik, ChemielMedizin, Geisteswissenschaften) zu übertragen. Vgl. AAW 
Berlin, Bestand Akademieleitung, 665: Akademiedirektor Hans Wittbrodt an Kurt Hager vom 17. No- 
vember 1955. 

'Wgl. Nötzoldt, „Strategien" und FischerlHohlfeld/Nöt7aldt, „Berliner Akademie". 
" SAPMO, ZPA, IV 219.041372, BI. 11 8-120: Hans Wittbrodt, vertraulich an die Abteilung Wissen- 

schaften des ZK der SED Anfang Dezember 1956: Gedanken zur weiteren Entwicklung der naturwis- 
senschaftlich-technischen Institute der Deutschen Akademie der Wissenschaften. Beraten wurden die 
Vorschläge aufder Klassensitzung vom 15. November 1956. Zu den verschiedenen Varianten der Neu- 
strukturierung der naturwissenschaftlichen Forschungen siehe auch die abgedruckten Dokumente in: 
WITEGA, Geschichte der Forschungsgem~ins~hafi, S. 10-39. 

"Zitate aus AAWBerlin, Bestand Akademieleitung, Nr. 365: Zur Geschichte der Organisation wissen- 
schaftlicher Arbeitvom 2. Januar 1957 (Autor unbekannt, Zusammenhangzum Vorgang aber durch Abla- 
ge eindeutig). 
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Institute wie Observatorien oder das Institut für physikalische Hydrographie betreuen soll- 

te."' 

Das  Vorhaben fand insbesondere bei den aus der  Sowjetunion zurückgekehrten Spezia- 

listen volle Unterstützung. Das  galt vor allem für die beiden Physikochemiker MaxVolnler 

und  Peter Adolf Thiessen.'O Der neue Akademiepräsident Max Volmer (1 955-1 958) hielt 

bereits nach einjähriger Erfahrung im A m t  Veränderungen für dringend geboten. Peter 

Adolf Thiessen, der über einschlägige Erfahrungen aus seiner Tätigkeit im Dritten Reich 

und  dann in der  Sowjetunion verfügte," wurde zur Lokomotive des Vorhabens. Die  Politi- 

ker konnten nu r  noch au fden  fahrenden Zug aufspringen und  sich beim Stellen der Wei- 

chen beteiligen.R2 

Irn Sommer 1957 wurde die Forschungsgemeinschader naturwissenschaftlichen, techni- 
schen und medizinischen Institute der Deutschen Akademie der Wissenschafien (fortan als 

Forsrhungsgemeinsrhafi bezeichnet) mi t  39 bis dahin den Klassen unterstehenden Institu- 

ten -das gröflte hatte 530 und  das kleinste drei Mitarbeiter - gegründet. Die  Gelehrten- 

gesellschaft hatte dieser Gründung unter der Voraussetzung zugestimmt, daR die neue 

Forschurigsorganisation ein Organ der Akademic unter der O b h u t  und  sachlichen Dienst- 

aufsicht der Akademie sei.R3 Die  völlige Abspaltungvon der Akademie verhinderten vor al- 

lem die Geistes- u n d  Sozialwissenschaftler, die eine Marginalisierung der Restakademie 
fürchteten. Sie wurden von einigen älteren Akademiemitgliedern unterstützt, für die die 

,,Bildung der  Forschungsgemeinschaft ein erster Schritt zur Auflösung der DAW hinsicht- 

lich ihres traditionellen Cha rak te r~" '~  war, wobei als traditionell nun schon die nach 1946 
entstandene Form galt! 

"Vgl. SAPMO, ZPA, IV2/9.04/372, BI. 1 18-120: Hans Witrbrodt, vertraulich an die AbteilungWis- 
senschaften des ZK des SED Anfang Dezember 1956: Gedanken zur weiteren Entwicklung der naturwis- 
senschaftlich-technischen Institute der Deutschen Akademie der Wissenschaften. 

"In den Dokumenten erscheinen auch die Physiker GustavHercz, Max Steenbeck und Paul Görlich als 
Befürwortet. Vgl. SAPMO, ZPA, IV219.041412: Walter Freund, Bericht an das ZK der SED vom 7. Januar 
1957 und Bericht über ein Gespräch mir Peter Adolf Thiessen am 17. Januar 1957, adressiert an Wissen- 
schaftsabreilung ZK, Parreiorganisator DAW und Hans Witrbrodt. Vgl. auch SAPMO, ZPA? IV 219.041 
412. BI. 38-42: Maßnahmen zur strafferen Leitung und Kontrolle der naturwissenschaftlich-technischen 
Forschungseinrichtungen an der Deutschen Akademie der Wissenschaften. Das Material wurde von der 
Abteilung Wissenschaften des ZK (Hörnig) auf Grund der Vorschläge von Wittbrodt und Rompe erstellt. 
Siehe auch AAW Berlin, VA 13003: Protokoll der 1. Sitzungder Kommission Forschungsgemeinschaft am 
20. Februar 1957. 

'' Eibl, Thiessen ab IKs~enschafzsorganÜatnr, Kapitel V und VII. 
"Vgl. hierzu Nörzoldr, Steinitz unddieAkademie, S. 140-147. 
X3Vgl. SAPMO, ZPA, IV 219.041412: Beschluß-Protokoll22157, Sitzung des erweiterten Präsidiums 

der DAW arn 9. Mai 1957 (Zitat: ebd., BI. 4); sowie Beschluß des Plenums der Deutschen Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin über die Bildung und Tätigkeit der Forschungsgemeinschaft der naturwissen- 
schaftlichen, technischen und medizinischen Institute der Deutschen Akademie der Wissenschafien zu 
Berlin vom 16. Mai 1957, in: HarrkopfIWangermann. Dokumente, S. 515-517. 

R4 Vgl. hierzu SAPMO, ZPA, IV 219.041380, BI. 113: Erklärungen von Walrer Friedrich, Theodor 
Frings und Karl Lohmann zur Präsidiumssirzung am 2. Mai 1957. 
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Die Verbindung zwischen der Akademie und der Forschungsgemeinschaft erwies sich 
jedoch sehr schnell als lediglich formal. Nur einen Teil ihres Namens lieh sich die Neu- 
gründung mangels eigener Tradition von der Akademie. Die Forschungsgemeinschaft hat- 
te völlig eigenständige Lei t~n~sstrukturen und traf Entscheidungen, zu denen selbst im 
Präsidium der Gelehrtengesellschaft „nicht einmal eine Meinung zu äußern sei, sondern 
lediglich eine Kenntnisnahme stattzufinden habe".85 

Die F~rschungs~emeinschaft war allerdings nur ein Schritt auf der Suche nach neuen 
Wegen. Fast zeitgleich beschloß der Ministerrat der DDR, einen eigenen Beiratfur natur- 
u~issenschafiLich-technische Forschung und Entwicklung (Forschungsrat dPr DDR) zu bilden 
(fortan als Forschungsratbezeichnet)." Der Passus, daß die Akademie, also die ursprüngliche 
Gelehrtengesellschafr, das leitende Gremium des wissenschaftlichen Lebens in der DDRsei, 
sollte in dieser pointierten Form fallengelassen und der neugebildete Forschungsrat hierar- 
chisch über die Akademie gestellt werden." Der Forschungsrat durfte sich bei bestimmten 
Aufgaben sogar der Akademie bedienen, wie im Gründungsbeschluß des Ministerrates 
festgeschrieben war." Es ist naheliegend, dai3 in dieser Konstruktion eine gewisse Spannung 
lag, zumal Akademiemitgiieder nicht selten in Personalunion in beiden Gremien ihre Inte- 
ressen durchzusetzen versuchten. Vorsitzender des Forschungsrates wurde Peter Adolf 
Thie~sen. '~  Ihm stand als Apparat das nun nachgeordnete Zentrahmtfur Forschung und 
Zchnik zur Verfügung."" 

Ubrig blieb 1957 die sogenannte Restakademie - die Gelehrtengesellschaft und ein 
nicht unbeträchtliches geistes- und soziaiwissenschaftliches Forschungspotenrial in der 
Zuständigkeit der entsprechenden zwei Klassen. Die anderen Klassen, bisher unersättliche 
Konkurrenten, verloren an Einflug. Der alteTraum von einer KWGder Geisteswissenschaf- 
ten, eine seit 1930 mehrfach erwogene Aufgabenstellung für die deutschen Akademien,"' 

" Das war zumindest das Fazit des Klassensekrerars Karl Lohrnann (Klasse Medizin 1954 bis 1961) 
nach dreijähriger Erfahrung. Vgl. AAW Berlin, NL Rompe, Nr. 27: Gerhard Dunken, Vermerk über die 
Präsidiumssitzungam 7.  April 1960 vom 13. April 1960. 

'%ründungsbeschluß des Ministerrates vom G. Juni 1957 und Liste der Mitglieder des Forschungs- 
rates veröffentlicht in: Neue Wrgc, S. 7 und 60f. Vgl. auch AAW Rerlin, NL Rornpe, Nr. 1: Protokoll der 
Arbeitstapngam 19. September 1957. 

'' SAPMO, ZPA, IV 217.041372, BI. 158: Rudi Model, Ober die Lage und über offene Fragen im ße- 
reich der DAW einschließlich der Forschungsgemeinschaft vom 27. Dezember 1957. 

VgI. Gründungsbeschluß des Ministerrates vom 6. Juni 1957. in: Nette Wrge, S. 7 und Gof. 
Peter Adolf Thiessen begleitete das Amrvon 1956 bis 1965. Sein Nachfolger bis 1978 wurdeder Phy- 

siker Max Sreenbeck. 
90 Das Zrntralamtji ir  Forschung und Tcchnik der Staatlichen Plankommission wurde im August 

zunächst formell aufgelöst und dann als Zenhaler Amtf i r  Forrchungund Trchnik beim Forschungsrat etab- 
liert. Die dem Amt obliegende Wissen~chaftsplanun~ war damit auf die höhere Ebene des Ministerrates 
verlagert worden. Vgl. Scheler, Akadnnir &r Wissen . rcha~ ,  S. 46F. 

" Vgl. hierzu Nöczoldt, ,,StrategienM. 
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war ohne eigenes Zutun Realität geworden, wenn auch anders, als ehemals beabsichtigt. 
Auch im anderen Teil Deutschlands wurden ähnliche Vorstellungen diskutiert." 

Im Osten Deutschlands erwies sich der nun erreichte Zustand für die Geistes- und 
Sozialwissenschaftler als günstig: Die ehrwürdige Institution Akademie garantierte ihnen 
eine hohe Reputation. Sie unterhielt gut dotierte Institute in diesen Fächern für mehr als 
500 Forscher mit einem Gesamtetat von jahrlich ca. 15 Millionen Mark - immerhin rund 
das Dreifache des Etats aller vier Wissenschaftsakademien der Bunde~republik.~Qie Insti- 
tute wurden überwiegend von Wissenschaftlern mit dem Status eines Akademiemitgliedes 
geleitet. Entscheidungen handelte man unter sich in den Klassen aus - in einem elitären 
Zirkel von Wissenschaftlern, zu denen nach wie vor auch westdeutsche Mitglieder zählten. 
Das sicherte den ostdeutschen Wissenschaftlern weiter den Zugang zu den westlich gepräg- 
ten communities. Die traditionellen akademischen Unternehmungen garantierten zudem 
eine stabile Zusammenarbeit mit den anderen deutschsprachigen Akademien, die seit Mit- 
te der 1950er Jahre wieder vertieft wurde. Sogar eine Wiederbelebung desAkademiekartells 
der Vorkriegszeit stand zur D i ~ k u s s i o n . ~ ~  

Von den Geistes- und Sozialwissenschaftlern wurde die Restakademiedeshalb jahrelang 
zäh verteidigt - sehr zum Unmut der Politiker. Auch der neue Akademiepräsident konnte 
daran nichts ändern - und dies, obwohl 1958 mit dem AItertumswissenschaftler Werner 
Hartke erstmals ein SED-Mitglied das Amt übernahm, ausdrücklich mit dem Parteiauf- 
trag, „eine bessere Ordnung [. . .] in diesen [geistes- und sozialwissenschaftlichen - P. N.] 
Flügel der Akademie hineinzubringen".15 Das Ziel -diesmal allerdings von den Politikern 
vertreten - war, auch in diesem Bereich eine Institutsgemeinschaft zu schaffen. Lange Jahre 
schien das unmöglich, weil ,,soz[ialistische] Kader für ein leitendes Gremium fehlten" und 

92 Der Wissenrchafi.srat der Bundesrepublik fragte 1960 bei den Wissenschaftsakademien an, ob diese 
nicht für die Geisteswissenschaften eine ähnliche Rolle übernehmen würden, wie sie die MPG für die 
Naturwissenschaften einnähme. Damit würden im Bereich der Geisteswissenschaften zu gründende 
Forschungsunternehmen zukünftig von den Akademien zu betreuen sein. Vgl. AAW Heidelberg, Nr. G8 111: 
Anfrage des Vorsitzenden des W~ssenschaftsrates Helmut Coing an den Vorsitzenden der Arbeitssemein- 
schafider westd~utschen Akademien Heinrich Bornkamm vom G. Juli 1960. 

I' Die Angaben für die Berliner Akademie lassen sich in etwa aus den Jahrbüchern hochrechnen; auch 
wenn dort die Akademiezentrale und die geisteswissenschaftlichen Einrichtungen zusammen erfaRt sind. 
Vgl. Jahrbücher der DAW und die entsprechendeTabelle in diesem Beitrag. Die Akademien in Göttingen. 
Heidelberg, Mainz und München hatten laut K'issenschaftsrat für 1961 einen Finanzbedarfvon insgesamt 
5.393.000 D M  angemeldet, wovon allerdings nur 3.245.000 D M  durch die Länder und den Bund gesi- 
chert waren. Vgl. Geschäftsstelle des Wissenschaftsrates, Obersicht über Aufgaben und Finanzbedarf der 
wissenschaftlichen Akademien vom 14. 12.19G0, AAW Heidelberg, 61 117. 

'' Vgl. AAW München 0410-20, Westdeutsche Akademien, 1. Arbeitsgemeinschafr 1955-1961 sowie 
AAW Heidelberg, 61116: Briefe vom 17. November 1955 von Johannes Kienle (Heidelberg) an Richard 
Wagner (München) sowie vom 14. November 1955 von Kurt Latte (Götringen) an Adam Falckenstein 
(Heidelbersg). 

95 VgI. SAPMO, ZPA, IV 219.041370, BI. 54-55: ZK-Abteilung Wissenschaften: 24. Oktober 1959, 
Konzeption zur Aussprache mit leitenden Genossen der Akademie am 29. Oktober 1959. 
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prinzipiell bei den \Wissenschaftlern keine Rereitschaft zur Bildung einer Forschungs- 
gen~einschaft vorhanden war. Auf Kompromisse wollten sich die Politiker nicht einlassen: 
,.aufgrund des gegenüber den Naturwissenschaften anderen Arbeirsgegenstandes der 
Gewi. [gemeint sind die GesellschaftswissenschaftEer - P. N.] muß diese Frage hier mehr 
vom Standpunkt der Parteilichkeit gesehen werden".96 

Die Forschungsgemeinschafl der narurwissenschafrlichen, technischen und medizinischen Insti- 
tute expandierte nach ihrer Gründung beträchtlich, wie ihr AnteiI an den Rudgets der 
Gesanitakademie verdeutlicht.'- 

1957 1958 1959 1960 1961 1962 
Mitarbeitrr 

1 Gesamtakademie 6.483 7.608 9.031 9.745 10.204 11.006 ( 

I Gesamtakademie 1.280 1.615 1.705 2.063 2.208 2.374 1 

davon ForschungsgemeinschaFr 5.462 6.383 7.432 8.607 9.005 9.801 
(84 %) (84 Oh) (82 O/o) (88 96) (88 %) (89 O/o) 

darunter \Vissenscliafler 

davon Forschungsgemeinschaft 800 1.058 1.202 1.495 1.596 
(63 %) (66 %) (71 Ob) (73 b )  (73 %) (;;;f) 1 

, 

Haushultsmittel in Millionen DM-Osr 

Gesamtakademie 76.4 99.4 111.0 128.2 146.0 156.7 

davon Forschungsgemeinschaft 59,8 78,s 89,2 109,7 121,2 131,7 
(78 %) (79 '10) (80 96) (85 010) (83 %) (84 010) 

Inuestitionenfur Bau undAusrüstungen in Millionen DM-Ost 

Gesamtakademie 13.0 21,s 35.3 37,9 2 7 3  33,7 

davon Forschungsgemeinschafr 11,3 20,4 33.4 35,5 27,l 33,l 
(87 %) (94 %) (95 %) (94 %) (97 %) (98 %) 

Die dem internationalen Trend folgende Forcierung der naturwissenschaftlich-techni- 
schen Forschung führte innerhalb der Forschungsgemeinschaft zu einer deutlichen Ver- 
breiterung des Forschungspotentials. Von 1957 bis 1962 stieg hier die Zahl der Institute 

'" SAPMO, ZPA, IV219.041372, BI. 14: Rudi Model, Über die Lage und über offene Fragen im Bereich 
der DAW einschließlich der Forschungsgemeinschaft vom 27. Dezember 1957. 

"' Gesamtakademie beinhaltet hier: Gelehrtengesellschaft, Akademiezentrale, geistes- und sozial- 
wissenschaftliclie Forschungseinrichtungen und Fors~hun~sgemeinschaft.  Quellen: Johrhücher der DAW 
1957-1962, dort Berichte des Generalsekretärs, für 1962 zusärzlich Bericht des Vorsitzenden der For- 
schungsgemeinschaftsowie: Wissrnschaftlche Leistunp-n unduolkswirtschaftlichr IVirksam>beit, S .  68ff. (Die 
Angaben weichen teilweisevon denen in den Jahrbüchern der DAWab.) 
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von 39 auf 79 an. Aufgrund der begrenzten Ressourcen war eine solche Aufsplitterung des 
Forschungspotentials problematisch und führte zu ständiger Kritik. Andererseits schien sie 
unumgänglich, da es ja gerade eine der Gründungsabsichten gewesen war, in der For- 
schungsgemeinschafi auch jene Institute zu integrieren, die im anderen Teil Deutschlands 
eine Heimstatt in der industrienahen Fraunhofer-Gesellschaft'R gefunden hatten. Bereits 
1958 wurden einige bisher den Fachministerien unterstehende Einrichtungen an die 
Forschungsgemeinschaft angegliedert.'Vür die Forschungsgemeinschaft bedeutete das 
eine stärkere Hinwendung zur anwendungsbezogenen Forschung und für die Industrie ei- 
nen teilweisen Rückzug aus der wissenschaftlichen Forschung. Für beide hatte die Zentra- 
lisierung unter einem Dach fatale Folgen, da sie dem Innovationsdruck der folgenden Jahr- 
zehnte ohne die Anschlußglieder in der I jber f~hrun~ske t te  zwischen Forschung und 
Produktion nicht standhalten konnten. 

Ende der 1950er Jahre war von diesem Druck allerdings noch wenig zu spüren. Die 
Forschungsgemeinschaft verstand sich als die M a x - P k z n c k - G e c a  Ostdeutschlands und 
fühlte sich in erster Linie für die Grundlagenforschung zuständig. Für die angewandte For- 
schung war der Forschungsrat verantwortlich. Die neuen Großforschungseinrichtungen - 
zunächst für die Atomforschung - entstanden, genau wie in Westdeutschland, außerhalb 
der etablierten Forschungseinrichtungen. Erst 1963 wurden sie in die Forschungsgemein- 
schaft eingegliedert. Die Forschungsgemeinschafi und insbesondere ihre Institute konnten 
zu dieser Zeit noch weitgehend autonom darüber entscheiden, wie und in welchem Maße 
sie die von der Politik gewünschte Konzentration auf eine stärker anwendungsorientierte 
Grundlagenforschung umsetzen wollten. 

Die Forschiingsgemeinschafi und die Restakademie galten bei den Wissenschaftlern als 
eine erfolgreiche - in der Rückschau der Beteiligten oft als die erfolgreichste - Form der 
Organisation außeruniversitärer Forschung in der DDR. Der wichtigste Grund dafür war, 
daß die Selbständigkeit der Institute erhalten blieb. Die Klagen des Parteiapparates über 
deren zu große Autonomie, die es zu beseitigen gelte, bestätigen diese Sichtweise. In den 
Forschungseinrichtungen war der Einfluß der Staatspartei auch nach deren eigener Ein- 
schätzung gering geblieben. Ausnahmen bildeten nur einige geistes- und sozialwissen- 
schaftliche Bereiche, wie die Wirtschaftswissenschaften, die Geschichte oder die Philoso- 
phie, wo 1960 mehr als 50 Prozent der Mitarbeiter der SED angehörten. Solche Zahlen 
mögen beeindrucken, ihre Aussagekrafi relativiert sich jedoch durch den Umstand, daR 
gerade die Wirtschaftswissenschaften bei den Parteifunktionären als Hort der Aufsässigkeit 
und der Unzuverlässigkeit galten. Der SED-Anteil unter den Wissenschaftlern lag im 
geistes- und sozialwissenschaftlichen Bereich mit insgesamt 34 Prozent deutlich über dem 

'Wgl. hierzu Trischlerlvom Bruch, Forschung,fUrden Markt. 
"Vom Ministeriumfurchemischrlndustrie die Institute für organische Grundstoffchemie, für Chemie 

und Technologie der Plaste, für angewandte Radioaktivität, für physikalische S t o f f ~ r e n n u n ~  (alle Leipzig). 
vom Ministerium für Berg- und Hüttenwesen die Forschungsinstitute für metallische Spezialwerksroffe 
(Dresden), fur Aufbereitung (Freiberg). 
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Anteil von 16 Prozent bei der Forschung~~emeinschaft. Auch in der Gelehrtengesellschaft, 
die zumindest bei der Besetzung von Führungspositionen noch nicht vollständig ausge- 
schaltet war und über die Klassen die geistes- und sozialwissenschafiliche Forschwngsteuer- 
te, galt der Parteieinfluß als unbefriedigend. Selbst ein Anteil von 25 Prozent SED-Genos- 
Sen unter den aktiven Akademiemitgliedern garantierte nicht unbedingt den gewünschten 
Zugriff auf die Akademie, da sich der Großteil von ihnen, zumindest in wissenschafts- 
politischen Fragen, nicht vom Parteiapparat bevormunden ließ. Das hatte die Einführung 
der Kategorie abweichlerische Genossen zur Folge. Die Gründe für diese aus der Sicht der 
Staatspartei unbefriedigende Situation sahen sowohl die ZK-Abteilung Wissenschaften 
wie auch die SED-Aktivisten an der Akademie in den fehlenden zentralen Parteistrukturen 
und in der unzureichenden Arbeit der Parteigrundorganisationen.m Nach der Gründung 
einer zentralen Akademieparteileitung im Mai 1 960Io1 und insbesondere nach dem Mauer- 
bau im August 1961 änderten sich die Rahmenbedingungen allerdings sehr schnell. 

4. Die sozialistische Forschungsakademie 1963-1 972 

4.1. Wissenschafispolitische Rahmenbedingungen 

In den 196Oer Jahren lassen sich in allen Industrienationen einschneidendeveränderungen 
in der institutionellen Basis der Wissenschaft beobachten. Der Start des ersten künstlichen 
Satelliten Sputnik I1958 hatte die westliche Welt schockiert und die östliche euphorisiert. 
Waren die Chancen zentralistischer Systeme mit ihren Möglichkeiten langfristiger Pla- 
nung und der Bündelung der Kräfte in komplexen Großstrukturen vielleicht doch geeig- 
net, im Wettstreit der Systeme entscheidendevorteile zu erzielen? Die Gefahren des Kalten 
Krieges, die Furcht vor einer wissenschaftlichen Großmacht Sowjetunion und die westeu- 
ropäische Angst vor einer technologischen Lücke gegenüber den USA bewirkten sehr schnell 
eine aktive staatliche Forschungs- undTechnol~gieförderung.'~~ NeueTypen institutiona- 
lisierter Wissenschaft - big science oder Viag~jörschung-  entstanden oder expandierten. 
In der Bundesrepublik kamen nun neben den bekannten Institutionen MPG und DFG die 
neuen Großforschungseinrichtungen und die Fraunhofer-Gesellschaft auf. Gleichzeitig 
ließ sich eine administrative Institutionalisierung beobachten. Großbritannien berief 
bereits 1959 erstmals einen MinisterforScience. Ende 1962 entstand in der Bundesrepublik 

'"Vgl. hierzu NotzoIdt, Steinitz unddieAkademie, S. 159-168 und 171-180. 
I n '  Am 7. März 1960 heschloß das Sekretariar des ZK der SED, im Zuge der Parteiwahlen eine Konfe- 

renz von Delegierten aus allen Berliner Einrichtungen der DAW einzuberufen und eine Akademiepartei- 
leitungwählen zu lassen. Die DelegiertenkonFerenzfand am 13. Mai 1960 statt. Stellvertretervon Heinrich 
Scheel wurde hauptamtlich Gerhard Ohlmann (Chemiker, OM 1974) und weirerer hauptamtlicher Sekre- 
tär Werner Pfoh. Vgl. SAPMO, ZPA, IV12/9.04/370, BI. 65ff. 

I n '  Vgl. hierzu Rittcr/Szöllösi-JanzeITrischler, Anrworten. Hier vor allem die Beiträge von Helmuth 
Trischler. 
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aus dem 1955 gegründeten Atomministerium das Bundesministerium fur  wissenschafzfiche 
Forschung. 

Die Erhebungder Wissenschaft zur unmittelbaren Prod~ktivkrqft '~~ in der DDRwertete 
die Wissenschaft beträchtlich auf. Im Zeichen eines intensiven Wirtschaftswachstums soll- 
te sie vor allem verwertbare Forschungsergebnisse liefern. Die langfristige Planung einer 
Einheit von Wissenschaft und Produktion wurde zum Kernpunkt jener Wirtschaftsreform 
in der DDR, die als Ncues Ökonomisches System bekannt geworden ist.Io4 Durch größere 
Freiräume eröffnete es kreativen Intellektuellen die Möglichkeit, sich stärker als bisher mit 
ihren Aufgaben zu identifizieren.'05 Schwieriger sah es bei den Geistes- und Sozialwissen- 
schaften aus. Hier waren Konzepte zur Transformation der Gesellschaft in eine soziali- 
stisch-kommunistische Ordnung gefragt. Jeder Vorstoß ins Neuland unterlag der Kontrol- 
le und der Willkür der SED-Führung. 

Diese stand allerdings selbst unter Erfolgsdruck. Das wirtschaftliche Gefälle, politische 
Repressionen, auch Abwerbungen U. a. ließen den Migrationsstrom von Ost nach West 
nicht abschwellen. An der Akademie bedeutete dies zwischen 1955 und 1961 einen Verlust 
von etwa zehn Prozent des wissenschaftlichen Potentials - 1 ,G Prozent (1 955),1,4 Prozent 
(1956), 1,5 Prozent (1957), 3,2 Prozent (1958), 1,4 Prozent 1959, 1,8 Prozent (1960) 
und 3 Prozent (1961). Vor allem die Humanmedizin und die Naturwissenschaften waren 
b e t ~ o f f e n . ' ~ ~  Um gegenzusteuern, hatte Walter Ulbricht auf dem V. Parteitag der SED 
1958 als Ziel verkündet, den westdeutschen Pro-Kopf-Verbrauch an den wichtigsten Kon- 
sumgütern bis 1961 zu übertreffen.lo7 Die Realität sah jedoch ganz anders aus. Die D D R  
befand sich in einer schweren wirtschaftlichen Krise.Io8 Und mit dem Bau der Mauer war 
der Zwang zum Erfolg noch größer geworden: „Schlagartig entstand damit eine Situation, 
in der die Partei- und Staatsführung der D D R  praktisch alle überhaupt kontrollierbaren 
Variablen der Gesellschaft zu ihrer Disposition hatte. Von nun an konnte sie die für 
Mißerfolge gängige Erklärung, diese seien äußeren Störungen von Seiten des Gegners ge- 
schuldet, nicht mehr überzeugend benutzen. Es war gewissermaßen gewaltsam ein experi- 
mentellesTerrain geschaffen worden, aufdem sich erweisen mußte, wie leistungsfähig der 
vorliegende sozialistische Ansatz tatsächlich war."109 

In' Offiziell verkündet wurde diese ideologische Neuinterpreration zum XXiI. Parteitag der KPdSU im 
Oktober 1961 und in der DDR zum VI. Parteitag der SED im Januar 1963. Vgl. insbesondere „Programm 
der SED. Die Rolle der Wissenschaft bei der umfassenden Venvirklichung des Sozialismus", in: Einheit, 
1963, Heft 1, S. 44. 

I'' Vgl. Laurerbach, Wisrenrchafispolirik. S. 79, und Sreincr, DDR-lVirrschafir~orm, Kapitel 4 und 5. 
I'' Laitko, „Reformpakct", S. 40. 
10GVgl. SAPMO, ZPA, IV219.041370, BI. 52, undNr. 384, BI. 11 1,210,247,251, sowieAA\VBerlin, 

VA 5684. 
In' Protokolldes V Parteitapder SED, S .  70. 
'ORVgI. Weber, DDR, S .  53-56. 
'O" Laitko, „Reformpaket". S. 39. 
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Vor diesem Hintergrund kann es nicht verwundern, daR Anfang der sechziger Jahre eine 
erneute Reorganisation des gesamten Wissenschaftssystems in der D D R  in Angriffgenom- 
men wurde. Die Initiative ging diesmal vom Partei- und Staatsapparat aus. 

In den Jahren 1961162 erhielt zunächst der Forschungsrat erweiterte Aufgaben und hö- 
here Vollmachten. Sein Apparat wurde zum Staatssekretariatfur Forschungund Technik auf- 
gewertet, der Staatssekretär erster Stellvertreter des Vorsitzenden des Forschungsrates, die 
Zahl der Mitarbeiter auf 259 nahezu verdoppelt. Das Staatssekretariat war für die Realisie- 
rung der Festlegungen des Forschungsrates zuständig und erhielt gegenüber den dem For- 
schungsrat nachgeordneten Institutionen Weisungsrecht. Die Forschungsgemeinschaft 
der Akademie kam offiziell unter die Oberhoheit des Forschungsrates. Sie wurde davon 
zunächst allerdings nur wenig berührt, was nicht zuletzt am sogleich einsetzenden Kompe- 
tenzgerangel zwischen Forschungsrat und Staatssekretariat lag.'" 

Wohin das Vorhabens zielte, was also auf die Akademie zukommen würde, verdeutli- 
chen jedoch die neuen politischen Zuständigkeiten und die schon bald sichtbaren perso- 
nellen Weichenstellungen. Die neue Aufgabenstellung des Forschungsrates handelten die 
beiden Ressorts Wrtschaft und E7issenscha$ des ZK der SED mit dem Vorsitzenden des 
Forschungsrates aus.'" Die politische Zuständigkeit über den Forschungsrat erhielt das 
Ressort Wirtschaft mit der dort ansässigen ZK-Abteilung Forschung und technische Entwick- 
lung. Zuständiger ZK-Sekretär wurde im Sommer 1962 Günter Mittag als Nachfolger von 
Erich Apel, dem Spiritus rector des Neuen Ökonomischen Systems."* Für die Akademie hatte 
dies die Konsequenz, dai3 nun mindestens zwei (Wirtschaft und Wissenschaften), wegen 
der gesamtdeutschen Funktion der Akademie sogar drei, teils rivalisierende ZK-Abteilun- 
gen in sie hineinzuregierenversuchten. 

Das erstesichtbare Zeichen der Neuorientierungwar eineVergrößerung des Forschungs- 
rates, wobei die Anzahl der Mitglieder aus der Industrie deutlich stieg.'l3 Zum Staatssekre- 
tär wurde zunächst mit dem Akademiemitglied und vorherigen Leiter der Forschungs- 
gemeinschaft Hans Frühauf ein renomierter Wissenschaftler mit Industrieerfahrung 
bestellt. Ihn ersetzte nach weniger als einem Jahr Amtszeit Herbert Weiz, ein 39jähriger 
Ökonom, der sich bisher als Wirtschaftslenker Verdienste erworben hatte. Diesem weite- 
ren deutlichen Zeichen war heftige Kritik an derTätigkeit des Forschungsratesvorausgegan- 
gen.Il4 Im Januar 1962 hatte der Ministerrat verordnet: „Die staatliche Plankommission 

' I n  Hierzu ausführlichTandler, Geplante Zukunfr, Kapitel 5. 
" I  Beratungen zwischen Erich Apel (Leiter der Wirtschaftskommission beim Politbüro des ZK der 

SED), Kurt Hager (ZK-Sekretär für Wissenschaft, Volksbildung und Kultur), deren Mitarbeitern und 
Peter AdolfThiessen fanden im April 1961 statt. SieheTandler, Gqlante Zukunft, S. 133f. Der entspre- 
chende Politbürobeschluß datiert vom 15. Mail96l .  

'"Vg1. „Richrliniefürdasneueökonomische System der Planiing undLeitung derVolkswirtschaft", in: 
GBI. derDDR,Teil 11, Nr. 64, 1963, S. 453ff. 

"Wgl. SAPMO, ZPA, NA2/2021/630, BI. 5-16: Erich Apel, Kurt Hager, PeterAdolfThiessen U. a., 
Vorlage für das Politbüro des Zentralkomitees, 13. Oktober 1961. 

I'" Walter Ulbricht, 14. Plenum des ZK der SED im November 1961, Referat, in: Neucr Deutschland 
vom 28. November 1961. S. 4. 
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stellt dem Forschungsrat [. . .] Aufgaben."'15 Die angestrebte Degradierung des Forschungs- 
rates zum Hilfsorgan der Administration konnte niemand mehr übersehen.''G 

Welche Rolle war unter den neuen Umständen der Akademie zugedacht? Wie verhielt sich 
die Gelehrtengesellschaft? 

Die Meinungen von Mitgliedern der Gelehrtengesellschaft zur zukünftigen Rolle der 
Akademie im Wissenschaftsgefüge der D D R  waren sehr konträr: Akademiepräsident Wer- 
ner Hartke erstrebte „ein einziges sachkundiges zentrales Organ mit ausreichender Exeku- 
tivgewalt im gesamten Bereich der Wissenschaft" unter der Ägide der Akademie, in dem 
alle Wissenschaften wieder „vereint behandelt werden".'" Er schloß eine Neukonstituie- 
rung der Akademie nicht aus. Seine Vorstellungen reichten bis hin zu einer vollständigen 
Auflösung der alten Akademie."' Peter Adolf Thiessen, Akademiemitglied und Vorsitzen- 
der des Forschungsrates, beanspruchte die Institute der Forschungsgerneinschaft für den 
Forschungsrat."' Die Gelehrtengesellschaft sollte den Status eines wissenschafziichen Mit- 
gliedeseinführen, um mehr Wissenschaftler aus der Industrie an die Akademie zu binden.'"' 
Robert Rompe, Klassenvorsitzender und Vorstandsmitglied der Forschungsgemeinschaft, 
hingegen befürchtete bei Thiessens Konzept eine Vernachlässigung der Grundlagenfor- 
schung und schlug deshalb vor, daß die langfi-istige Grundlagenforschung bei der Akademie 
verbleibt, während diegezielte Grundlagenforschungüber den Forschungsrat an die entspre- 
chenden Industriezweige delegiert werden sollte. Lediglich der Vizepräsident für die Gei- 
stes- und Sozialwissenschaften, Wolfgang Steinitz, wünschte keine einschneidenden Ver- 
änderungen."' 

Im ZK-Apparat war nun die radikalste Meinung, „daß es am zweckmäßigsten wäre, zu 
der Akademie in der ursprünglichen Form einer Gelehrtenvereinigung [. . .] zurückzukeh- 
ren". Doch sei dieser Schritt, „der logisch richtig wäre, wohl im Augenblick nicht zu reali- 

' I 5  SAPMO, ZPA, NLThiessen, Nr. 11: Ordnung der zentralen Planung und Organisation der wissen- 
schaftlich-technischen Arbeit der DDR vom 18. Januar 1962, S. 3. Veröffentlicht in: GBI. der DDR, 
Teil 11, Nr. 8 vom 5. Februar 1962, S. 61. Vorausgegangen war der übliche Beschluß des Polirbüros der 
SED, Sitzungsprotokoll vom 09.110. Januar 1962 (vgl. SAPMO ZPA J IV 212N910). 

""APMO, ZPA, IV2111267, BI. 154ff.: Peter AdolfThiessen, 15. Plenum des ZKder SED im März 
1962, Protokoll. Hierzu insgesamt ausführlich Eibl, Thiesscn aLr Wissens~haftsor~anirator, Kapitel VIII. 

"'Vgl. SAPMO, ZPAIV219041373, BI. 249-259: Werner Hartkevom24. April 1961. DasVerhältnis 
der Akademiezu den Hochschulen (hier BI. 257). 

' I R  Vgl. SAPMO, ZPA, IV219.041372, BI. 400: Werner Hartke, Beratung bei Kurt Hager am 22. Juni 
1962. 

"'Wesentliches aus der Beratung mit den Genossen der DAW am 12. Februar 1962, Aufzeichnung Für 
Hannes Hörnig, Abteilung Wissenschaften des ZK der SED, SAPMO. ZPA, IV 219.041370. BI. 95. 

"Vgl. Betr. Prof. Thiessen, 13. Juli 1961, SAPMO, ZPA, NL 182 Ulbricht, Nr. 980, BI. 73. 
Vgl. zu Rompe und Steinirz: SAPMO, ZPA, IV 219.041370, BI. 95: Wesentliches aus der Beratung 

mit den Genossen der DAW arn 12. Februar 1962, Aukeichnung für Hannes Hörnig, Abteilung Wissen- 
schaften des ZK der SED. 
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sieren". Die Forschungseinrichtungen könne man nicht völlig der Akademie entziehen. 
„Um den Charakter der Akademie zu wahren, der sich in den sozialistischen Ländern her- 
ausgebildet hat", müsse an dieser Verbindung festgehalten und eine Form einer zentralen 
Leitung gefunden werden. 

Das Ziel hieß Forschungsakademie - sozialistische Forschungsakademie. Diese sollte sich 
auf Grundlagenforschung in Schwerpunktbereichen konzentrieren und Institute mit an- 
derem Profil abgeben, z. B. an die Industrie. Vorgesehen waren dieGliederung in zwei selb- 
ständige Institutsgemeinschaften - neben der Forschungsgemeinschaft eine Arbeitsgemein- 
schaft der geistes- und sozialwLrsenschafi1ichen Einrichtungen. Die Forschungsgemeinschaft 
unterstand dem Forschungsrat und geriet damit gleichzeitig in große Nähe zum Staats- 
sekretariat für Forschung und Technik. Für die Geistes- und Sozialwissenschaften sollte 
künftig „die Hauptorientierung [. . .] von der Partei kommen" und der geforderten For- 
~chun~splanung  „die bestätigten Pläne der Parteihhrung zugrunde'' liegen. Nur die 
,~tertumswissenschaften müssen die Linie" von der Gelehrtengesellschaft erhalten. Aber 
auch die Gelehrtengesellschaft hatte sich zu verändern. Anvisiert wurde eine radikale Ver- 
jiingung, also der Einzug der „neuen Intelligen~"."~ Freie Stellen schienen sich leicht schaf- 
fen zu lassen, denn in einer „sozialistischen Forschungsakademie" war kein Platz mehr für 
die westdeutschen und West-Berliner Ordentlichen Mitglieder- das betrafimmerhin noch 
44 von 138 Mitgliedern. Sie waren künftig „wie ausländische Mitglieder zu behandeln und 
folglich in den Stand von korrespondierenden (ohne Stimmrecht) zu ~erse tzen" . '~~  Suspekt 
erschienen nun auch die gemeinsamen Vorhaben mit den westdeutschen Akademien. Kurt 
Hager: ,,Das kann man nicht mit einem Ruck verändern. [. . .] W I ~  müssen die Dinge so 
hinbringen, daß die westdeutsche Seite es ablehnt, weiter rn i tzuma~hen ." '~~  

Kurt Hager formulierte den Platz und die Aufgaben der Akademie im Juni 1962 fol- 
gendermaßen: „Die DAW mit all ihren Einrichtungen, Mitteln, Kapazitäten und Kräften 
rnuß sich voll und ganz an der Verwirklichung des Sozialismus in der D D R  beteiligen. Sie 
rnuß den Charakter einer sozialistischen Akademie erhalten; sie muß auf das engste mit der 
Praxis, v. a. mit der Produktion, verbunden sein. Die DAW muß einen unmittelbaren und 
ständig wachsenden Beitrag zum wissenschaftlich-technischen Fortschritt leisten, rnuß 
wesentlich zur Weiterentwicklung des sozialistischen Bewußtseins und zur sozialistischen 
Nationalkultur beitragen. Sie rnuß in ihrer gesamten Orientierungdanach streben, uns auf 

'2"APM0, ZPA, IV 213.041372, BI. 414-415: Bemerkungen zur Beschlußvorlage über die Rolle, 
Aufgaben und die weitere Entwicklung der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin, behandelt 
aufder Sitzungdes Politbüros des ZKder SED am 10. Juli 1962, ohne Namenangabe inden Unterlagen der 
ZK-Abteilung Wissenschaften vom Sommer 1962. 

SAPMO, ZPA, IV2/9.04/372, BI. 395,398 und 403-404: Kurt Hager, Diskussion über den Ent- 
wurf des Beschlusses „Die Rolle, die Aufgaben und die weitere Entwicklung der Deutschen Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin in der DDR" am 22. Juni 1962. 

Vgl. SAPMO, ZPA, IV 219.041370, BI. 137: Konzeption der ZK-Abteilung Wissenschaften für die 
Aussprache mit leitenden Genossen der DAWvom 13. Februar 1962. 

SAPMO, ZPA, IV 219.041372, BI. 397: siehe Anm. 123. 
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den verschiedensten Gebieten der Wissenschaft die uberlegenheit gegenüber Westdeutsch- 
land zu sichern, damit wir diesen Wettbewerb mit Westdeutschland auch aufwissenschaft- 
lich-technischem Gebiet nicht nur bestehen können, sondern ihn g e ~ i n n e n . " ' ~ ~  

Das Politbüro des ZK der SED bestätigte die von den Parteiapparaten des ZK und der 
Akademie ausgearbeitete Konzeption zur Reorganisation im Sommer 1962 jedoch über- 
raschenderweise nicht sofort. Walter Ulbricht schien die Ausgrenzung der westlichen Mit- 
glieder - und damit das Verschwinden der nationalen Mission der Akademie - angesichrs 
erhoffter Entspannungspolitik taktisch unklug; ebenso die Bezeichnung ,,sozialistische" 
Akademie. Die Vorlage rnußte überarbeitet werden und angeordnet wurde: „Der Name 
Deutsche Akademie der Wissenschaften zu Berlin bleibt bestehen."12' 

4.2. Schritte zur sozialistischen For~chun~sakademie 1963-1 9G7 

Das neue Statut der Akademie, das nun von den Parteiapparaten ausgearbeitet und im Mai 
1963 von der Gelehrtengesellschaft beschlossen wurde,I2'sah für die Akademie eine Dop- 
pelfunktion vor. Zum einen sollte die Akademie als ,,Hebel beim umfassenden Aufbau des 
Sozialismus in der DDR" und zum anderen als „Brücke zu Westdeutschland fungieren. 
Festgeschrieben wurde die Trennung der Institute, Arbeitsstellen, Forschungseinrich- 
tungen und Sektionen [!I von den Klassen und die Einführung des demokratischen Zentra- 
lismus in den von den Klassen abgetrennten B e r e i ~ h e n . ' ~ ~  Damit verabschiedete sich die 
Akademie endgültig von der Idee von 1945146, daß die Gelehrtengesellschaft einer hoch- 
angesehenen Wissenschaftsakademie die außeruniversitäre Forschung kompetent organi- 
sieren könne. In der Forschungsakaderniewurde die Gelehrtengesellschaft endgültig isoliert. 
Bis 1968 blieb ihr noch die Funktion einer gesamtdeutschen Klammer, danach verlor sie 
auch die. 

1964 entstand die Arbeitsgemeinschaft der gesellschaftswissenschnf2lichen Institute und 
Einrichtungen der DAW (fortan als Arbeitsgemeinschaft bezeichnet). Diese Arbeitsge- 
meinschaft und ebenso die Fors~hungs~emeinschaft übernahmen von den Klassen die Sek- 
tionen. Beide hatten eigenständige Leitungen. Allerdings existierte bereits seit 1960 eine 

""bd., BI. 391. 
I2'Vgl. SAPMO, ZPA, JIV2/2A/910/911: Protokoll der Sitzung des Politbüros der SED vom 17. Juli 

1962. Das Politbüro beauftragte Werner Hartke. Erich Apel und den parteilosen Peter Adolf Thiessen mir 
der tiberarbeitung der Vorlage. Die Rolle von Walter Ulbricht schilderte Wolfgang Steinitz in einem Brief 
an den Generalsekretär der Akademie Günther Rienäcker vom 6.  April 1966 (vgl. AAW Berlin, NL Stei- 
nitz, Nr. 37). 

'" Das neue Statut wurde auf der Gesamrsitzung am 2. Mai 1963 beschlossen. Die künfrige Aufgaben- 
stellung im „Beschluß des Ministerrates der D D R  über Rolle, Aufgaben und die weitere Entwicklung der 
Deutschen Akademieder Wissenschaftenzu Berlin"vom 27. Juni 1963 festgeschrieben. Beides abgedruckt 
in: Hartkopflwangcrmann, Dokumrntc, S. 16C-177, 5 18-523. 

12'> Vgl. SAPMO, ZPA, IV A219.041298: Protokoll der Akademieparteileitung vom 20. März 1963 
über die Sitzung am 19. März 1963. 
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Ankunft einer Delegation der DAWaur der U&RAnfing Dezember 1Pt;Gin Berlin-SrbönEfekd 
U 1. n. X :  NN, Fred Oe,$fntr, NN, Wern~r Hartke, Hermann Klare. Kurtziert, KarlBichtlrr, 

Lco Stcrn. Robert Rompe 

wirklich zentrale Leitung für die gesamte Forschungsakademie: die ZentraleAkademiepar- 
teileitung. Alle wichtigen Entscheidungen wurden dort vorberaten und mit dem ZK-Appa- 
rat abgestimmt. Das Verknüpfen der Apparate ermöglichte eine ganz neue Qualität der 
Steuerung, die die bisherige, oft wenig wirksame, personenbezogene EinfluDnahme über 
die Genossen Akademiemitglieder ersetzte."' 

Zur Arbeitsgemeinschaft wurden 23 Institute z~sammen~efaß t .  Die Institute sollten 
sich an Stelle von Forschungsschwerpunkten „für die nächsten hundert Jahre"I3' solchen 
Vorhaben widmen, die der wissenschaftlichen Leitung und Planung der sozialistischen 
Gesellschaft nützten."Wie Forsch~ngsschwer~unkte hatte die Ideologische Kommission 
beim Politbüro des ZKder SED zu bestimmen,lg3 und die Abteilung Wissenschaj?en des ZK 

I'' Hierzu ausführlich Nötzoldt, Steinitz und dir Akademie. S. 209-220. 
''I VgI. SAPbIO, ZPA, IVA2/9.0111ff., Protokoll-Nr. 6311, 2, 8, 31: Walter Ulbricht, Protokoll der 

Sitzungderldeologischen KommissionbeimPolicbürodesZKdcrSEDvom4. Febmar 1963,s. 22f., 25 und 
73 sowie Arbeitsplan der Kommission: Sitzungen am 18. Februar, 22. Februar und 18. Dezember 1963. 

I" VgI. Leo Stern, ,ProblemederArbeitsgemeinschaFt der gesellschaftswissenschaftlichen Institute und 
Einrichtungen", in: Jb. derDAiV1964, S. 131. 

'" Die Ideologische Kommission - eine Art Forscbung~rarfur dicgeisteswisscnschafrlirhr Forsrbvngder 
DDR unter dem Vorsitzvon Kurt Hager- hatte ,,unter Mitarbeit der Gesellschaftswissenschafrler den Per- 
spektivplan als Teil des Planes der ideologischen Arbeit und der Jahrespläne der gesellschafrswissenschaft- 
lichen Forschung auszuarbciten". Vgl. SAPMO, ZPA, IVA219.01/11, Protokoll-Nr. 2/65: Vorlage an das 
Politbüro des ZK der SED vom 22. Januar 1965, Beschlug über dieVeränderung der Arbeitsweise und die 
Zusammenseaung der Ideologischen Kommission beim Politbüro des ZK der SED, S. 8. 
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sollte die Gesamtleitung der geistes- und sozialwissenschaftlichen Forschung überneh- 
men.IT4 Das blieb jedoch eine Fiktion. Die Realität erwies sich als komplizierter. Gleich- 
wohl wurden eine Rangfolge der Forschungsvorhaben in den Geistes- und Sozialwissen- 
schaften durchgesetzt und die Grundlagen für spätere Strukturen geschaffen.Ij5 Der Grad 
der Pressionen und die Dialogunfähigkeit der SED-Führung zu dieser Zeit läßt sich aus 
den Tagebuchaufieichnungen eines Beteiligten erahnen. Jürgen Kuczynski notierte 1966: 
„Die Stimmung an der Akademie ist fürchterlich und die Partei voller Illusionen. [. . .] Die 
wissenschaftlichen Leistungen werden sich unter diesen Umständen kaum verbessern. [. . .] 
Die Führung und der Apparat benehmen sich der Intelligenz gegenüber wie Bastarde von 
wildgewordenen Spießbürgern und Elefanten im Porzellanladen. [, . .] Seit Jahren war die 
Parteispitze nicht so isoliert von der Intelligenz wie heute."I3" 

Die Hauptsäule der Forschungsakademie blieb die den Natur- und Technihvissen- 
schaften gewidmete Forschungsgemeinschaft. Ihr galt das Hauptaugenmerk der Politiker, 
sollten doch ihre Forschungsinstitute entscheidend dazu beitragen, den technologischen 
Rückstand zum anderen deutschen Teilstaat zu verringern. Schon der Blick auf das Ziel 
schien den Weg zu weisen - auch die Bundesrepublik versuchte gerade, die technologische 

Lücke gegenüber den USA zu verringern. Eine in gewissem Sinne vergleichbare Hin- 
wendung zu einer ,,aktiven staatlichen Forschungsplanung" ließ sich auch dort feststellen."' 
Dieser Umstand und die in der DDRpropagierte Wissenschaftsgläubigkeit stärkten die bei 
Wissenschaftlern und Politikern im Osten Deutschlands durchaus verbreitete Hoffnung, 
daß ein zentralistisches System eher in der Lage sei, die entstandenen technologischen 
Herausforderungen zu bewältigen. Das dürfte zumindest teilweise erklären, warum nicht 
nur der SED verbundene Wissenschaftler, sondern auch einige sehr angesehene parteilose 
Akademiemitglieder, wie der Vorsitzende des Forschungsrates Peter Adolf Thiessen (1 957 
bis 1965), sein Nachfolger Max Steenbeck (1966-1982) und der Vorsitzende der For- 
schungsgemeinschaft Hermann Klare (1961-1968, danach Präsident der Akademie 1968 
bis 1979) ganz vehement die künftige Entwicklung vorantrieben. Dies durchaus auch 
mahnend, wie z. B. Steenbeck 1964 vor der Akademie: „Wissenschaftliche Arbeit braucht 
Menschen und braucht Geld. Beides haben wir nur in begrenztem Umfange [. ..I. Die rich- 
tigeVerteilung ist das Problem. [. . .] Nirgendwo in der Welt überläßt man dieseVerteilung 
dem ,freien Spiel der Kräfte'." Einem leidenschaftlichen Plädoyer fiir ,,zweckfreie Erkun- 
d~n~sforschung"  fugte er die Mahnung an, „daß wir für unsere physische Existenz auf 
Warenaustausch mit der ganzen Welt notwendig angewiesen sind. Wir müssen deswegen 
auch etwas anzubieten haben -und  wenn wir uns nicht ganz gewaltig anstrengen, laufen 
uns die anderen einfach weg. [. . .] Der Aufbau und der Ausbau einer industriell orientier- 

''' Vgl. SAPMO, ZPA, IVA2/9.01/12, Protokoll-Nr. 2/66, S. 15. 
Vgl. hierzu die BerichtedesVorsitzenden derArbcitsgemeinschafc Leo Stern über derenTätigkeit in 

den Jahrbüchern der Akademie von 1964 bis 1967. 
13" Kuczynski, Liniencrruer Dissident, S. 152, 173. 
"'Siehe ausführlich Ritter/Szöllösi-JanzelTrischler. Antwortrn. 
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ten Forschung, auch bei den Grundlagen, hat Vorrang - oder wir verspielen unsere Zu- 
kunft.""' 

Eine kauni überschaubare Zahl von Versuchen, die Effizienz der Forschungsgemein- 
schafi zu steigern, führte dort bis 1967 zu drei wesentlichen Veränderungen: 

Erstensverloren die Forschungsgemeinschaft und ihre Institute durch die konsequente- 
re Unterstellung unter den For~chun~sra t  weiter an Selbständigkeit. Da dieser im Kom- 
petenzgerangel mit dem ursprünglich nachgeordneten Staatssekretariat für Forschung und 
Technik unterlag - im 1967 neu gegründeten Ministtriumfir Wissenschafi und Technik 
(MWT) wurde er zum Beratungsorgan des Ministers degradierti3" kam die Forschungs- 
gemeinSchaft faktisch unter die direkte Anleitung und Kontrolle der staatlichen Admini- 
stration. Weil das MWT der Wirtschaftsabteilung des ZK der SED unterstand und eng- 
stens mit der Staatlichen Plnnkommission kooperierte, traten immer stärker wirtschaftliche 
Interessen in den Vordergrund. 

Zweitens wurde die für die Forschungsakademie angestrebte Konzentration auf die 
Grundlagenforschung und die damit verbundeneVerkleinerung des Forschungspotentials 
nicht erreicht. Das Gegenteil trat ein. Die früher akquirierten anwendungsorientierten For- 
schungsinstituteversuchten sich in Richtung Grundlagenforschungzu profilieren, wollten 
aber keinesfalls den Schoßder Akademie verlassen. Mit dem Zentralinstitut für Kernfor- 
schung wurde zudem 1763 gegen den Willen der Akademie auch noch ein Stück bigscience 
in die Forschungsgemeinschaft integriert. Nun war alles unter einem Dach vereint - ganz 
im Gegensatz zur Bundesrepublik, wo die außeruniversitäre Forschungsorganisation auf 
unterschiedlichen Säulen (MPG, DFG, Fraunhofer, Großforschung) basierte. 

Drittemavancierte die Anfang der 196Oer Jahre nur für eine begrenzte Zeit angekündig- 
te Produktionsunterstützung fur die Industrie zu einem Dauerzustand, als die 1763 eingelei- 
tete, unter außerordentlichem Erfolgs- und Zeitdruck stehende Wirtschaftsreform zu 
scheitern drohte. In der zweiten Hälfte der 19GOer Jahre wurden zumindest Teile der For- 
schungsgemeinschaft immer mehr zu Zulieferbetrieben für die Industrie, da die industrielle 
Forschungs- und Ennvicklungskapazität der D D R  chronisch defizitär geblieben war. 

Im November 1967 schien es für den Vorsitzenden der Forschungsgemeinschaft Her- 
mann Klare sicher zu sein, daß diese ,,in Zukunft den Charakter eines Forschungskom- 
binates" annehmen werde, für das das Ministerium für Wissenschafi undTechnik als zentra- 
le Planungsinstanz zuständig sein würde.I4" Die im engsten Führungskreis der Akademie, 
dem Geschuj'?sfuhrenden Präridiurn, diskutierten Entwürfe über die zukünftigen Aufgaben, 

'IR Max Sreenbeck, ,,Aufgaben und erste Ergebnisse der Forschungsplanung. Hauptversarnrnlung der 
Akademie am 14. Mai 1964", in: Jb. derDAW1964, S. 142ff. 

'" Der Prozeß der Absorprion des Forschungsrates durch die Adminisrration endete 1982 schließlich 
damit, daß der Ministerselbst denvorsitz übernahm. Aufnvei angesehene Wissenschaftler und Akadernie- 
rnitglieder (Peter Adolf Thiessen und Max Steenbeck) folgte ein Wirtschaftsfunkrionär. Vgl. hierzu auch 
Scheler, Akademie dpr Wirsenrchajen, S. 63. 

I4%W Berlin. FG, A 3922: Hermann Klare, Entwurfeines Schreibens an denvorsitzenden des Mini- 
sterrates Willi Stoph vom November 1967, zit. nach: Stange, Genest, S. 190. 
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das Profil und die Struktur der Akademie, IieRen an einer solchen Konstellation jedenfalls 
keinen Zweifel.14' Ausgearbeitet hatte die Konzeption eine im Mai 1967 gebildete Arbeits- 
gruppe der Akademiepartei le i t~ng.~ Die Vorgaben waren vom Ministerium gekom- 
~ n e n . ' ~ ~  

Der Chemiker und Industriefachmann Hermann Klare plädierte nun für straffe und 
übersichtliche Leirungsstrukturen in seinem Kombinat und dafür, die Kapazität der For- 
schungsgemeinschaft in 17 Großinstitute an Stelle der bisherigen 65  Institute und For- 
schungsstellen, die immerhin etwa 11.500 Mitarbeiter beschäftigten, zu gliedern.'44 Dies 
sollte im Bereich der Chemieinstitute erprobt und dann auf die ganze Forschungs- 
gemeinschaft übertragen werden. Im Februar 1968 lag eine ,,Konzeption zur Neugestal- 
tung des Planungs- und Leitungssystems der chemischen Forschung der Forschungs- 
gemeinschaft" vor;'45 Ende Februar 1968 auch die überarbeitete Grundkonzeption zur 
Struktur der gesamten Akademie für eine Diskussion mit den Akademiemitgliedern.14" 
Nachdem letztere von einer jetzt ausschließlich aus Partei- und Wissenschaftsprominenz 
bestehenden Arbeitsgruppe noch einmal redigiert worden war, kam sie am 19. März 1968 
zur Bestätigung ins Politbüro der SED. Der Entwurf forderte, die Akademie der Wissen- 
Schafen zu Berlin und die ihr beigeordneten In~tituts~emeinschafen - bemerkenswert ist 
schon diesprachlicheTrennung- in das entwickelte System des Sozialismus zu integrieren. 
Dazu sei es notwendig, die Aufgabenstellung und die Arbeitsweise der Akademie weitge- 
hend zu verändern und die Eigenverantwortung der ihr beigeordneten Institutsgemein- 
schaften zuerhöhen. Die Gelehrtengesellschaftsollte weiterhin ihrewissenschaftlichen Sit- 
zungen abhalten sowie gegebenenfalls Informationen, Empfehlungen, Gutachten und 
Vorschläge vorlegen. Die Zuordnung der Forschungsgemeinschaft blieb unangetastet. Die 
für die Geistes- und für die Sozialwissenschaften zuständige Arbeitsgemeinschaft sollte ihre 

14'  AAW Berlin, Nr. 10147 (1. E n m r f v o m  5. August 1967) und AAW Berlin, VA 8487(2. Entwurf, 
am 2. November 1967 im Geschäftsführenden Präsidium beraten). Im zweiten Entwurf über ,,Aufgaben, 
Profil und Struktur der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin" hieß es: ,,Die Forschungs- 
gemeinschaft erhält ihre Planaufgaben direkt vom Minister für Wissenschaft und Technik und ist diesem 
rechenschaftspflichtig. Das Ministerium [. . . I  plant die finanziellen, materiellen und personellen Fonds der 
Akademie. Der Minister [. . .] ist Aufrraggeber für solche fundamentalen wissenschaftlichen Arbeiten. die 
nicht vertraglich mit der Industrie gebunden sind." 

Vgl. AAW Berlin, NL Rompe, Nr. 66: Protokolle und Vorlagen zu den (Sonder-)Sitzungen der 
Akademieparteileitungvom Mai bis Juli 1967. 

I4%erbert Weizfordertevom 1. Sekretär die Akademieparteileitungam 3. Juni 1967: „keine Leitungs- 
und Strukturfragen der DAW zu diskutieren, bis eine .VorgabeL im Juli an uns gegeben wird". Vgl. AAW 
Berlin, NL Rompe, Nr. 66. 

144 AAW Berlin, N L  Rompe, Nr. 72: Protokoll über die außerordentliche Dienstbesprechung des Vor- 
sitzenden der Forschungsgemeinschaft am 8. November 1967, Punkt 1. 

14' Vgl. AAW Berlin, NL Rompe, Nr. 73: Konzeption zur Neugestaltung des Planungs- und Leitungs- 
Systems der chemischen Forschung der Forschungsgemeinschaft, Vertrauliche Dienstsache 1/68. 16. Fe- 
bruar 1968. 

'" AAW Berlin, VA 484711. 
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„wissenschaftliche Orientierung" direkt von den zuständigen Organen der Partei und Re- 
gierung erhalten. Laut Protokoll wurde die Vorlage in erster Lesung mit den in der Diskus- 
sion gemachten Änderungen angenommen, wobei die noch offenen Fragen zu prüfen und 
dem Politbüro erneut vorzulegen waren.'" Die endgültige Entscheidungwar damitvertagt 
und fiel schließlich - und das überraschte - ganz anders aus. 

4.3. D i e  Akademiereform 1968-1 972 

Im Juni 1968 beriet das Politbüro erneut über die Akademiefrage und stimmte nun einer 
von vier Politikern überarbeiteten Fassung einer Grundkonzeption für die Akademie zu.'4R 
Erhalten bliebt in der neuen Konzeption die inhaltliche Zielsetzung, für die Akademie, zer- 
schlagen wurde jedoch der strukturelle Status quo. 

- Die beiden Institutsgemeinschaften - For~chun~sgemeinschaft und Arbeitsgemein- 
schaft - wurden aufgelöst und das Forschungspotential in sieben neue Forschungsbereiche 

gegliedert: Kosmische Physik, Mathematik und Physik, Chemie, Biologie und Medizin, 
Wrrks~oKwisseriscliaften, Kernwissei~scliafteri sowie Gesellschaftswissenschaften. 

- Die Gelehrtengesellschaft sollte durch Veränderungen des Mitgliederstatus und der 
Zugangsmöglichkeiten verändert, die Klassen umgebildet und die Sektionen endgültig 
aufgelöst werden. 

- Die Leitung der Forschungsakademie war auf eine Stelle zu konzentrieren: Der Präsi- 
dent hatte die Arbeit des Präsidiums und des Plenums zu leiten, das Zusammenwirken der 
Forschungsbereichezu sichern und für eineeinheitliche Planungsowie Für die Kaderpolitik 
verantwortlich zu zeichnen. Das Präsidium sollte das kollektive Beratungsorgan zurvorbe- 
reirung von Entscheidungen des Präsidenten sein. Dazu gehörten neben den Vizeprä- 
sidenten, dem Generalsekretär und den Forschungsbereichsleitern auch der Erste Sekretär 
der SED-Parteiorganisation und der Vorsitzende der zentralen Gewerkschaftsleitung der 
Akademie. Die Klassen hingegen waren erstmals nicht mehr durch ihre Vorsitzenden in 
diesem Gremium vertreten. 

Zum Leibniztag am 4. Juli 1968 wurden die Akademiemitglieder über die Grundzüge 
der Akademiereform inf0r1niert.I~~ Drei Wochen später, am 25. Juli, stimmten sie der 

'" SAPMO, ZPA, J IV 212N1285: Vorlage vom 12. März 1968 für die Sitzung am 19. März 1968, 
Entscheidung im Protokoll, Punkt 7. Die Bildungder Arbeitsgruppe mit folgenden Mirgliedern hatte das 
Sekretariat des ZKder SED am 10. Januar 1968 beschlossen: Herbert Weiz (Vorsitz), Kurt Hager, Günter 
Mirrag, Werner Jarowinskv, Günrer Kleiber, Max Steenbeck, Hermann Klare, Leo Stern, Günther Drefahl, 
Klaus-Dieter Wüstneck, Jürgen Treder, Helmut Koziolek, Fritz Hilberr, Eberhard Leibnia und Robert 
Rompe (alle SED außer Steenbeck und Klare). 

""Vgl. SAPh60, ZPA, J IV 2/2N1?10: Protokoll der Polirbürosirzungvom 25. Juni 1968, Punkr 7. 
Die Kommission zum Erarbeiten dieser Vorlage, der Kurt Hager, Günrer Mittag, Herberr Weiz und der 
neue Minister für Wissenschaft und Technik, Günter Prey, angehörten, war vom Politbüro der SED am 
23. April 1968 bestellt worden. 

''"Vgl. Werner Harrkc, „Bericht zum Leibniz-Tag am 4. Juli 1968" und Hermann Klare, „Gmndzüge 
der Akademiereform", in: Jb. derD,4W1968, S. 34fE bzw. 48ff. 
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Grundkonzeption auf einer Gesamtsitzung zu, allerdings unter zumindest ungewöhnli- 
chen Rahmenbedingungen. Die Mitglieder erhielten die Unterlagen eine Stunde vor Sit- 
zungsbeginn mit der Auflage, sie nach der Sitzung zur Vernichtung zurückzugeben. Auch 
dasgenaueAbstimmungsergebnis ist unbekannt, da keine Protokolle dieser Sitzungexistie- 
ren.15' Erstmals schrieb nun ein offizielles Akademiedokument fest, daß die Akademie auf 
der Grundlage der Beschlüsse der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands und der Re- 
gierung der DDRzu arbeiteten habe und für die Durchführung der sich daraus ergebenden 
Aufgaben voll verantwortlich sei. Der Perspektivplan für die Entwicklung der Volkswirt- 
schaftsollte fortan, so hießes in der angenommenen Grundkonzeption, Ziel und Inhalt der 
Forschungstätigkeit der DAW sowie die Profilierung und Konzentration ihres Forschungs- 
potentials auf strukturbestimmende Aufgaben be~t immen. '~ '  Zum Präsidenten der For- 
schungsakademie wurde Hermann Klare gewahlt. 

Die als Akademiereform bezeichnete erneute Reorganisation der Akademie dauerte bis 
197 1/72. Sichtbarer Abschluß war die Umbenennung der Akademie in Akademie der Wis- 
senschaften der DDR mit Wirkung vom 7. Oktober 1 972.15' Die Reform war jedoch weni- 
ger der Beginn eines neuen als vieliiiehr der Abschluß des sich in den Jahren zuvor vollzoge- 
nen dynamischen EntwicMungsprozesses. Die Kernpunkte dieser Akademiereform waren 
die folgenden: 

Erstensvollendete die Reform „den schon seit den frühen 5Oer Jahren laufenden Prozeß 
der Verdrängung von Elementen korporativer Selbstvenvaltung der Gelehrten" an der 
Akademie endgültig. An ihre Stelle trat „eine hierarchische Pyramide verantwortlicher 
staatlicher Einzelleiter, die zentralistisch organisiert und lückenlos in das durchgehende 
Gefüge der staatlichen Leitungsbeziehungen eingefügt war. Diese staatliche Leitungs- 
pyramide wurde zugleich an neuralgischen Punkten mit der parteipolitischen unmittelbar 
kurzge~chlossen."'~ Die führende Rolle der Staatspartei ließ sich einerseits über diese Ver- 
knüphng  und andererseits über die Besetzung der Führungspositionen in den neuen 
Strukturen durchsetzen. Der ohnehin anstehende Generationswechsel ermöglichte es, die 
alten bürgerlichen W~ssenschaftler genauso wie einige auf Eigenständigkeit beharrende Ge- 
nossen- Wissenschaftlerdurch nun bereits in der DDRsozialisierte, meist der SED treu erge- 
bene Wissenschaftler zu ersetzen. Im höchsten Leitungsorgan der Forschungsakademie, 
dem Präsidium, gehörten von 14 Mitgliedern elfder SED an. Bei der von Wissenschaftlern 
und Politikern seit Kriegsende intensiv betriebenen Suche nach modernen Strukturen der 
Forschungsorganisation war ein Zustand erreicht, wo das Primat der Politik vor der Wis- 
senschaft gesichert schien. 

150Vgl. zu den Vorgängen Schelcr, Akademie der Wissemchafin, S .  122. 
I" Vgl. ,.Grundkonzeption und Struktur der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Rerlin", in: 

HartkopfIWangerrnann, Dokumente, S. 544; Herrnann Klare, „Zu Fragen der Akaderniereform, Direkto- 
renkonferenzderfiadernie am 31. Juli 1968". in: Jb. derDAW1968, S. 72ff. 

'" „Verordnung des Ministerrates der D D R  über die Akademie der Wissenschaften der DDR vom 
26. September 1972", abgedruckt in: Hartkopf/Wangerrnann, Dokumente, S. 570f. 

I r 3  Hierzu ausführlich Laitko, ,,Reforrnpaker", S. 54. 



76 Peter Nörzoldt 

Zweitensentstanden aus den 90 Forschungseinrichtungen vor der Reform 27 sehr große 
Zentralinstitute und Zentren sowie 16 grofle und mittlere Institute und Arbeitsstellen. Sie 
wurden entsprechend ihrer disziplinären Zugehörigkeit in den sieben bereits genannten 
Forschungsbereichen zusammengefaßt. Insbesondere in den Zentralinstituten sollten die 
Vorteile problemorientierter Großforschung, die zu dieser Zeit weltweit gesehen wur- 
den,'54 genutztwerden: Siewaren mit der Intention gebildet worden, einerseits „dieVerfiig- 
barkeit der Potentiale für die Leitung zu erhöhen und andererseits den Umfang der Potentiale 
so weit über eine gewisse, in den einzelnen Disziplinen unterschiedlich zu veranschlagende 
kritische Grenze hinaus zu steigern, daß die Praxisanforderungen effizient bedient werden 
konnten, ohne daR die Möglichkeiten zu selbstbestimmter, erkenntnisorientierter Grund- 
lagenforschung übermäßig reduziert würden".'55 Inwieweit sich diese Vorstellungen reali- 
sieren ließen, könnte nur die Untersuchung einzelner Institute zeigen. Es wird Beispiele 
geben, wo Großforschungsstrukturen durchaus Berechtigung hatten. Der Siindenfalldürf- 
te in ihrerverbindlichen Generalisierunggelegen haben. Allein der zentralistische Staatver- 
fügte über die Macht, diese Form der Forschungsorganisation rigoros durchzusetzen und 
die zuvor entstandenen Strukturen aufiulösen. In der Forschungsakademie waren damit 
nicht nur die gesamte Formenvielfalt eines ausdifferenzierten Wissenschaftssystems unter 
einem Dach vereinigt, sondern zudem noch in eine institutionelle Einheitsstruktur gepreßt 
worden. So wurden M~dernisierun~sansätze durch eine unflexible Generalisierung und 
Zentral i~ierun~ konterkariert. 

Drittenswurden die Politisierung und Ö k o n o m i s i e r ~ n ~  des akademischen Forschungs- 
potentials aufeine neue Stufe gehoben. Praxis-, insbesondere industrierelevante Resultate- 
wobei Praxis auch im Sinne gesellschaftlicher Prozesseverstanden wurde-standen dabei an 
erster Stelle. Darin bestand der eigentliche Zweck der Reform, während die Straffung der 
Leitungsmechanismen und die Konzentration der Potentiale lediglich Mittel zu diesem 
Zweck ~ a r e n . ' ~ T o r s c h u n g  wurde nur noch finanziert, wenn ein externergesellschajlicher 
A u j r a ~ e b e r  existierte. Für die Natur- und Technikwissenschaften waren das in der Regel 
die Ministerien und die Industrie; für die Geistes- und Soziaiwissenschaften das Politbüro 
der SED. Die Forderung nach vollständiger Bindung an solche Einrichtungen wurde 
allerdings bereits 1972 wieder auf die Hälfte der Forschungsaufgaben beschränkt. Für die 
andere Hälfte konnte der Präsident der Akademie die Rolle desgeselhchajIichen Auf t ra~e-  
bers in Sachen Grundlagenforschung ~bernehmen. '~ '  

'"'Vgl. vom Brocke, „Kaiser-Wilhelm-/Max-Planck-Gesellschaft" und Ritter, Gro/7forsc>I,ungundStaac. 
'" Laitko, ,,Reformpaket", S. 54. 
I" Ehd., S. 55. 
"'Vgl. Anordnung über die auftragsgebundene Finanzierung wissenschafrlich-technischer Aufgaben, 

in: GRI. der DDR,Tcil 11, Nr. 110, 1968. Auftraggeber konnten Kombinate, das Ministerium fürwissen- 
schaft undTechnik und andere Minisrerien sein. Das System derverrragsbeziehungen und Finanzierungs- 
re~eliingen beschreibt Werner Meske in: GläserIMeske, ,Anwendungsorientierung", S. 101. 



Die DAW zu Berlin in Gesellschafi und Politik 77 

In der D D R  hat die Ausrichtung auf eine anwendungsorientierte Forschung nicht den 
erhofften Innovationsschub gebracht.'58 Allerdings erwies sich der eingeschlagene Weg, 
neben einer zweckfieien Grundlttgenfors~hun~vor allem eine anwendungsorientierte Grund- 
lagenforschungzu betreiben, für nicht wenige Forschergruppen in der Zeit nach 1990 als der 
Schlüssel zum Zugang in das ausdifferenzierte Wissenschaftssystem der Bundesrepublik - 
insbesondere in jene Säulen, die heute unter den Namen Helmholtz, Leibniz und Fraun- 
hofer firmieren. Die teils erzwungene und teils verinnerlichte Bereitschaft, nicht nur im El- 
fenbeinturm, sondern mit Anwendungsbezug zu forschen, wurde bei Evaluierungen nach 
1990 immer wieder als Vorteil bzw. modernes Element ehemaliger Akademieinstitute ge- 
priesen. 

Viertens fand die Suche nach der Aufgabenstellung für die Gelehrtengesellschaft einen 
Abschluß. Nach mehr als zwei Jahrzehnten des Experimentierens beschränktesiesich wieder 
auf ihre angestammte Funktion als Ort  der Repräsentation und der Kommunikation. Als 
unmittelbar forschungssteuerndes Gremium schied sie nun zwar endgültig aus, aber der 
Ende der 1950er Jahre beginnende Trend indirekter EinfluGnahmen aus der Gelehrten- 
gesellschaft auf das Forschungspotential der Akademie setzte sich fort. Das Gütesiegeleiner 
Mitgliedschaft in der Gelehrtengesellschaft garantierte exponierte Positionen in den staat- 
lichen Entscheid~ngs~remien (Räten, Kommissionen etc.). Die Akademie konnte zudem 
als Rückzugsort für den wissenschaftlichen Disput genutzt werden; sie war weit weniger 
von der internationalen community abgekoppelt als es sonst für wissenschaftliche Einrich- 
tungen in der D D R  üblich war.15'' Das angestrebte Universitas-li~erarum-Prinzip der Ge- 
lehrtengesellschaft erlaubte die Hoffnung auf eine verbesserte und unkonventionelle inter- 
disziplinäre Zusammenarbeit. 

Dem Or t  der Repräsentation blieben allerdings Einschnitte nicht erspart. Zum einen 
wurde die gesamtdeutsche Zusammensetzung der Gelehrtengesellschaft als Anachronis- 
mus in einer sozialistischen Forschungsakademie der D D R  nun endgültig aufgegeben. Das 
zeigte sich in der Umwandlung des Mitgliederstatus der dreiGig westdeutschen und West- 
Berliner stimmberechtigten Ordentlichen Mitglieder zu Auswärtigen Mitgliedern.'60 Zum 

I'' Werner Meske, in: GläserIMeske, ,,Anwendungsorientierung", S. 135: „Die Innovationsprobleme 
der Industrie wurden in erster Linie durch das Wirtschaftssystem selbst verursacht, das den Bctrieben zu 
wenig Entscheidungsspielraurn beließ und zu wenig Kapazitäten fur Investitionen bereitstellte. Die Strate- 
gie, mit denen die Politik die Innovationsprobleme lösen wollte, setzten aber nie an diesem eigentlichen 
Schwachpunkt an, sondern beinhalteteVersuche einer besserenAnpassungder Forschung (als Innovations- 
quelle) an die Wirtschaft. [. . .] Die Grundlage dieser Fehlleistungen des politischen Systems war die unvoll- 
ständige A~sdifferenzierun~ von Wirtschafts- und Wissenschaftspolitik, bei der letztere den politisch 
prioritären wirtschaftlichen Interessen nachgeordnet wurde." 

''"Vgl. hierzu den Beitrag von Günter Pasternak in diesem Band. 
"' Der Status Auswärtiges Mitglied (AM) wurde 1969 wieder eingeführt, vgl. 4 16 der Verordnung 

uberdas Statut der Deutschen Akademie der W~ssenschaften zu Berlin vom 20. Mai 1969. AM wurden alle 
ausländischen Mitglieder, die 30 erwähnten O M  und weitere 20 KM aus der BRD und West-Berlin (davon 
harten 31 ständig dort gelebt, sechs die DDR legalund 13 die DDRillegalverlassen). O h l  und KM konnten 
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anderen konnte durch die Umstrukturierung aufallen Ebenen der ohnehin einsetzende al- 
tersbedingte Rückzug der ostdeutschengroßen Gelehrten aus den Entscheidungspositiori;en 

I 

forciert werden. Zwar blieb auch in Zukunft die Kombination von hoher wissenschafili- I 

cher Qualität und Loyalität gegenüber dem Staat das Zugangskriterium für die Gelehrten- 
gesellschaft - in wechselnder Gewichtung -, aber wirklich groi3e Gelehrte mit Charisma 
wurden seltener; die Verbundenheit der neuen Mitglieder mit der Staatspartei stieg hinge- 
gen beträchtlich. 

Die interdisziplinäre Zusammenarbeit sollte durch die Einführung von zeitweilig be- 
I 

stehenden problm~ebundenen Klassen anstelle der 1968 aufgelösten disziplinorientierten 1 

Klassen gefördert werden. Von 1969 bis 1972 wurden elfKlassen gegründet, U. a. die Klas- I 

Sen für Grundlagen der Werkstoffe und ihrer Anwendung, für Optimale Gestaltung der 
I 

Umweltbedingungen oder für Erbe und Gegenwart. Warum dieses moderne Konzept 1 
bereits im Sommer 1973 wieder völlig verworfen wurde und die Rückkehr zu zunächst 
neun disziplinären Klassen erfolgte, wäre einer genaueren Betrachtung wert. 

O b  Jürgen Kuczynskis vernichtendes Urteil über die Akademiereform das letzte Wort sein 
kann, müssen weitere Untersuchungen zeigen: „Die Reform war der untaugliche Versuch, 
die Wissenschaft an die Kommandostrukturen der Wirtschaft zu binden, sie institutionell 
zu kasernieren. Das schlimmste Ergebnis der Reform war, durch die Verballhornung des 
Leibnizschen Prinzips der Verbindung von Theorie und Praxis, das weitere Umsichgreifen 
und Ausbreiten der Mittelmäßigkeit, die zunehmende Konzentration auf die Lösung von 
Tagesaufgaben und damit das Brachlegen und Verkümmern wissenschaftlicher Kreativität, 
vor allem der Grundlagenf~rschung.'"~' 

nur noch Bürger der DDR sein. Zahlenangaben siehe AAW Rerlin, VA 11434: Werner Hartke. Memoran- 
dum zumverfahren gegenüber früher in der DDR wohnhaft gewesenen Mitgliedern deutscher Nationali- 
tät vom 20. August 1970. 

'" Kuczynski, Linirnmcuer Dirridcnt, S. 157. 
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